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AUSBLICK

Spruch auf einer Werbekarte: „Dieses Jahr möchte ich keinen 
Rückblick. Ich hätte lieber einen Ausblick.“ Kein Problem. Wir  
haben von Hans-Dieter Brand sogar ein besonders schönes  
Exemplar bekommen – die Aussicht aus dem 23. Stockwerk eines 
Wolfsburger Hochhauses. Auch dieses magazin blickt eher vor-
aus: Vielstimmig wird auf den folgenden Seiten die Lage analy-
siert. Nichts wird schöngeredet, aber von Resignation keine Spur.
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AUS GRÜNDEN DER BESSEREN LESBARKE IT  WIRD AUF D IE 

GLEICHZEIT IGE VERWENDUNG DER SPRACHFORMEN MÄNNLICH,  

WE IBL ICH UND D IVERS  (M/W/D)  VERZ ICHTET.  SÄMTL ICHE  

PERSONENBEZEICHNUNGEN GELTEN GLEICHERMASSEN FÜR ALLE 

GESCHLECHTER.

»Die gute Arbeit der 
Vergangenheit ist  
keine Garantie für den  
Erfolg der Zukunft.«
JUAN IGNACIO VIDARTE, 
DIREKTOR DES GUGGENHEIM-MUSEUMS IN BILBAO



Auch eine zweite Entscheidung aus 
den Koalitionsverhandlungen freut den 
vdw und – das möchte ich an dieser Stelle 
gerne herausstellen – auch mich persön-
lich: Olaf Lies bleibt in dieser Legislatur-
periode Landesbauminister. Somit können 
wir unsere vertrauensvolle Zusammen-
arbeit ausbauen und sogar noch aus-
weiten, denn im Wirtschaftsministerium 
laufen viele Fäden zusammen, die natür-
lich auch für unsere Branche wichtig sind. 
Vor allem das Thema Digitalisierung spielt 
dabei eine herausragende Rolle. Wir hof-
fen sehr, dass sich daraus für den sozialen 
Wohnungsbau neue Impulse ergeben. 

Über all die von mir angesprochenen 
Themen finden Sie in diesem magazin 
weitere Informationen. Gerne möchte ich 
Sie auf unsere Jahresauftaktveranstaltung 
am 12. Januar 2023 im Alten Rathaus 
Hannover hinweisen. Ich bin mir sicher, 
dass wir bei der Gelegenheit mit unse-
ren hochkarätigen Referenten und vielen 
Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Ver-
waltung eifrig über die aktuellen Heraus
forderungen diskutieren werden. 

Wir freuen uns sehr auf die Begeg-
nung mit Ihnen. Und so gehen wir trotz 
aller Probleme auch mit Zuversicht ins 
neue Jahr. Bleiben Sie gesund und bleiben 
Sie der sozial orientierten Wohnungswirt-
schaft gewogen!   

 

	 Ihre 
	 Dr. Susanne Schmitt

Dr. Susanne Schmitt
Verbandsdirektorin

I m vergangenen Sommer hatte die 
große Mehrheit der vdw-Mitglieds
unternehmen bei einer Befragung 
durch den Verband angegeben, im 

kommenden Jahr die Neubautätigkeit 
drastisch zu reduzieren. Das war eine ein-
deutige Reaktion auf gestiegene Baukos-
ten, fehlende Materialien und mangelnde 
Kapazitäten beim Bauhandwerk. Neubau-
ten waren plötzlich ein unkalkulierbares 
Risiko geworden. 

Nun, rund fünf Monate später, ist die 
Lage für die sozial orientierte Wohnungs-
wirtschaft dramatischer denn je. Die  
Rahmenbedingungen für Neubauten sind 
keinen Deut besser geworden. Vielleicht 
hat die Dynamik der Baupreissteigerun-
gen in einigen Teilbereichen nachgelassen, 
dafür nimmt der Druck am Kapitalmarkt 
zu. Solange die EZB an der Zinsschraube 
dreht, um die europaweite Inflation zu 
bekämpfen, steigen die Zinsänderungs
risiken natürlich auch für eine kapitalin-
tensive Branche wie die Wohnungswirt-
schaft. Nicht nur der Neubau wird teurer, 
sondern auch die Bestandssanierung. 

Wobei wir schon beim nächsten Dra-
ma dieser Tage sind: Die enormen Energie-
preise und die Sorge um die Versorgungs-
sicherheit veranlassten die Politik zu einer 
Flut von Gesetzen und Verordnungen in ei-
nem bislang unbekannten Ausmaß. Wenn 
die Lage nicht so ernst wäre, könnte man 
sich über die verwirrenden Abkürzungen 
lustig machen, die man im Wochentakt 
aus Berlin empfängt: EWSG, EnSikuMaV, 
EnSimiMaV, CO2KostAufG usw. Wer soll 
da noch durchsteigen? Viele kleine und 
mittelständische Wohnungsunternehmen 
können dem Anforderungs- und Umset-
zungsdruck kaum mehr standhalten. 

Die Situation an den Energiemärkten, 
die immer strikteren Vorgaben zur Errei-
chung der Klimaziele, die Inflation und 
der damit einhergehende Zinsanstieg – 
dies alles ergibt eine unglückselige Mixtur, 
die pures Gift ist für das große sozialpoli-
tische Ziel, mehr bezahlbaren Wohnraum 
in unseren Städten und Landkreisen zu 
schaffen. 

Die neue Niedersächsische Landesre-
gierung hat in ihrer Regierungserklärung 
noch einmal betont, „perspektivisch“ 
100 000 Sozialwohnungen schaffen zu 
wollen. Helfen soll dabei die neue Lan-
deswohnungsbaugesellschaft. Für die 
jedoch werden die gleichen Marktbedin-
gungen gelten wie für alle anderen sozial 
orientierten Akteure am Wohnungsmarkt. 
Gleichwohl freut sich der vdw, die neue 
Landesgesellschaft in ihrem Mitglieder-
kreis aufzunehmen. Dadurch wird unser 
landesweites Netzwerk weiter gestärkt. 
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Prominenz aus Politik und  
Wissenschaft diskutiert mit 
der Wohnungswirtschaft 

AUF EIN NEUES! vdw lädt ein zum auftakt 23

Hannover. Der vdw Niedersachsen Bremen lädt nach dreijäh-
riger Pause wieder zu einer Jahresauftaktveranstaltung ein. Am 
Donnerstag, 12. Januar, wird es im Alten Rathaus von Hannover 
morgens von 10 bis 14 Uhr eine Fachtagung geben. Um 15 Uhr 
schließt sich der Neujahrsempfang an. Im Anschluss daran klingt 
der Tag bei Musik und guten Gesprächen im Foyer des Alten Rat-
hauses aus.

Die Fachtagung widmet sich aus sehr aktuellem Anlass den 
„Dekarbonisierungsstrategien für den Wohnungsbestand“. Der 
vdw freut sich sehr, dazu eine der renommiertesten Expertinnen 
in Deutschland begrüßen zu können: Professorin Lamia Messsari-
Becker von der Universität Siegen hat sich mit ihren fachkundigen 
Beiträgen in Politik und Bauwirtschaft einen Namen gemacht. 
Sie ist gern gesehener Gast in Talkrunden und renommierte  
Gesprächspartnerin bei zahlreichen Fernsehauftritten. 

Neben ihr wird Professor Dr. Viktor Grinewitschus von der EBZ 
Business School in Bochum an die Wohnungswirtschaft appellie-
ren: „Digitalisieren wir endlich unsere Gebäude“. 

Selbstverständlich gibt es auch Hinweise aus der wohnungs-
wirtschaftlichen Praxis. Nadine Otto, Geschäftsführerin von 
Gundlach Immobilien, und Hans-Dieter Brand, Geschäftsführer 
der NEULAND in Wolfsburg, stellen aktuelle Projekte einer klima-
schonenden Bestandssanierung vor. 

Zum Neujahrsempfang erwartet der vdw rund 200 Gäste  
aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft. Grußworte sprechen  
Hannovers Oberbürgermeister Belit Onay sowie der Nieder
sächsische Wirtschafts- und Bauminister Olaf Lies. 

Im Anschluss verfolgt Prof. Dr. Achim Wambach vom Leibniz-
Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung die These: „Klima 
muss sich lohnen!“ Man darf gespannt sein.  h

Achim Wambach

Lamia Messari-Becker

Belit Onay

Nadine Otto Hans-Dieter Brand

Olaf Lies
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Nach der Landtagswahl in Niedersachsen

Hannover. Die neue rot-grüne Niedersächsische Landesregierung 
hat ihre Arbeit aufgenommen. Im Landtag verfügt die Regie-
rungskoalition über 81 von 146 Sitzen. Aus Sicht der Wohnungs-
wirtschaft brachte die Regierungsbildung neben der erwarteten 
Ankündigung, eine neue Landeswohnungsbaugesellschaft zu 
gründen, auch eine wichtige Personalentscheidung: Olaf Lies 
bleibt in seiner neuen Funktion als Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Bauen und Digitalisierung weiterhin wichtigster Ansprech-
partner für den vdw und seine Mitgliedsunternehmen. Die Bauab-
teilung setzt damit ihre Wanderschaft durch die niedersächsischen  
Ministerien fort: In den vergangenen 25 Jahren war man schon im  
Sozial-, im Innen- und im Umweltressort angesiedelt.

In seiner Regierungserklärung hob Ministerpräsident 
Stephan Weil auch auf Themen ab, die ganz unmittelbar 
die Wohnungswirtschaft betreffen. Hier einige Auszüge aus 
seiner Rede: 

„Die Transformation in Richtung Klimaneutralität ist eine 
enorme Herausforderung für die Wirtschaft und insbeson-
dere für die Industrie. Die Landesregierung wird die Unter-
nehmen in dieser Hinsicht aktiv unterstützen. [...] Denken 
Sie nur an die Situation auf dem Wohnungsmarkt. In immer 
größeren Teilen des Landes ist die Situation angespannt 
und Menschen mit einem kleinen Geldbeutel haben große 
Schwierigkeiten, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Wenn 
nichts geschieht, werden sich diese Probleme noch ver-
schärfen, denn die Zahl der öffentlich geförderten Wohnun-

gen nimmt schon deswegen ab, weil Bindungsfristen aus-
laufen. Die Hoffnung, eine verstärkte Förderung für private 
Partner werde diese Situation maßgeblich verbessern, hat 
sich in den vergangenen Jahren leider nicht bestätigt. Die 
Landesregierung hält es deswegen für zwingend geboten, 
mit einem eigenen Instrument des Landes Beiträge für mehr 
bezahlbaren Wohnraum in Niedersachsen zu leisten. [...] Die 
richtige Schlussfolgerung lautet, durch den Aufbau einer 
neuen Landeswohnungsbaugesellschaft die Voraussetzun-
gen zu schaffen für mehr öffentlich geförderten Wohnraum, 
für mehr bezahlbaren Wohnraum in unserem Land. Dies ist 
eines der zentralen sozialpolitischen Vorhaben unserer Re-
gierung. [...] Alle diese Initiativen fassen wir unter dem kon-
zeptionellen Dach eines Niedersachsenfonds zusammen. 
Damit wird klar: Wir müssen und wir wollen mehr investie-
ren in die Zukunft unseres Landes!“ 

Darüber hinaus hält der Koalitionsvertrag viele für die 
Wohnungswirtschaft relevante Aussagen parat. Hier einige 
Auszüge: 

„Wir wollen perspektivisch die Schaffung von zusätzlich 100 000 
Sozialwohnungen erreichen.“ 

„Um dieses Ziel zu unterstützen, gründen wir im ersten Re-
gierungsjahr eine gemeinnützige, nicht gewinnorientierte Landes-
wohnungsgesellschaft. Aufgabe der Gesellschaft sind der Kauf, 
die Sanierung und die Schaffung von Wohnraum.“

Lies bleibt Bauminister,   
Landeswohnungsbaugesellschaft 
kommt

Landtagswahl

Sie bleiben im Gespräch: vdw-Verbandsdirektorin 

Dr. Susanne Schmitt und der alte und neue  

Niedersächsische Bauminister Olaf Lies.
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„Die Gesellschaft verfolgt das Ziel, 40 000 landeseigene Woh-
nungen zu schaffen. Dabei steht für uns fest, dass wir als Land 
unserer Verantwortung hinsichtlich energetischer und nachhalti-
ger Baustandards nachkommen. Die Gesellschaft wird Mitglied im 
Verband der Wohnungswirtschaft und wird Projekte in Koopera-
tion mit den Kommunen und Unternehmen der Wohnungswirt-
schaft entwickeln. Bei der Entwicklung von Bauflächen kooperiert 
die Landeswohnungsgesellschaft mit der NLG. Die Vertretung der 
Zivilgesellschaft in den Gremien der Landeswohnungsgesellschaft 
wird sichergestellt.“ 

„Um unseren Fokus auf Bestandssanierungen abzusichern, 
werden wir die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) um eine 
Umbauordnung ergänzen.“ 

„Kommunen werden bei der Mobilisierung und Rekommuna-
lisierung von Bauland, Wohnungen und Grundstücken vom Land 
unterstützt. Wir stärken das kommunale Vorkaufsrecht.“ 

„Wir werden die Vergabe öffentlicher Grundstücke an qua-
litativen Kriterien ausrichten, das heißt, wir streben eine Abkehr 
vom Höchstpreisprinzip zugunsten eines qualitativ ausgerichteten 
Konzeptes an.“ 

„Wir werden die landeseigenen Mittel in der sozialen Wohn-
raumförderung zur Gegenfinanzierung der Finanzhilfen des Bun-
des auf mindestens 100 Millionen Euro pro Jahr aufstocken.“ 

„Die Arbeit des Bündnisses für bezahlbares Wohnen in 
Niedersachsen wird fortgesetzt. Die vom Bündnis für bezahlbares 
Wohnen auf Bundesebene vereinbarten Maßnahmen, wie z. B. 
die energetische Sanierung aus Mitteln der sozialen Wohnraum
förderung und den verstärkten Aufkauf von neuen Miet- und  
Belegungsbindungen, werden wir umsetzen.“ 

„Wir führen eine Solarpflicht schnellstmöglich bei Neubau und 
ab dem 01.01.2025 bei grundlegenden Dachsanierungen ein.“ 

„Mit einer Holzbauoffensive unterstützen wir die regionalen 
Holzwertschöpfungsketten. Hierfür wollen wir das Bauen mit Holz 
erleichtern und dafür werben. Den Ausbau regionaler Holzverar-
beitung wollen wir unterstützen und die Forschung zur möglichen 
Verwendung und Verwertung von Laubholz in der Baubranche 
ausbauen.“ 

„Wir sorgen für die konsequente Umsetzung der Mietpreis-
bremse. Wir werden das Zweckentfremdungsgesetz weiterentwi-
ckeln und ausweiten, um die Kommunen in die Lage zu versetzen, 
auch über Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt hinaus 
klarere Vorgaben zur Wohnraumnutzung zu machen.“ 

„Die Programme der Gemeinwesenarbeit und des Quartiers-
managements wie das ‚Bündnis für gute Nachbarschaft‘, und den 
Wettbewerb ‚Gute Nachbarschaft‘ werden wir verstetigen.“  h 

„Wir führen eine Solarpflicht schnellstmöglich 
bei Neubau und ab dem 01.01.2025 

bei grundlegenden Dachsanierungen ein.“

„Wir sorgen für die konsequente Umsetzung 
der Mietpreisbremse."

Anzeige
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6 Gastbeitrag

„Ich freue mich auf  
die altbewährte gute und  

vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit dem vdw.“

G erade einmal vier Wochen nach der Wahl und damit in 
rekordverdächtiger Zeit stand die neue Landesregierung: 
ein starkes und wichtiges Zeichen für die niedersächsi-

sche Handlungsfähigkeit gerade in diesen Zeiten. Die Zuständig-
keit für die Themen Bauen und Wohnen wechselte zusammen mit 
meiner Person vom Umwelt- ins Wirtschaftsministerium. Ich bin 
froh, dass es in den Verhandlungen gelungen ist, die Verantwor-
tung in meinem Verantwortungsbereich halten zu können, da wir 
gerade bei diesen beiden Themen viele gemeinsame Herausforde-
rungen meistern müssen und hier vielleicht gerade jetzt auch eine 
personelle Kontinuität durchaus hilfreich sein kann. 

Aber nicht nur die Themen Bauen und Wohnen treiben uns 
an: Die wichtigste Aufgabe der rot-grünen Koalition wird sein, 
Niedersachsen durch die aktuelle Energie- und Klimakrise und 
genauso durch eine drohende Wirtschaftskrise zu führen – mit 
Besonnenheit, einem klaren Kompass für den Weg in die Zukunft 
und mit der Entschlossenheit, tatkräftig anzupacken.

Unser Wohlstand und unsere Fähigkeit, den Menschen in der 
Krise Sicherheit zu geben, fußt auf einer starken Wirtschaft – auf 
Industrieunternehmen, die in ihren Branchen zu den Weltmarkt-
führern gehören, auf einem breit aufgestellten Mittelstand, auf 

innovativen Handwerksbetrieben, auf einer starken Landwirt-
schaft – und nicht zuletzt auf einer leistungsfähigen Bau- und 
Wohnungswirtschaft. Unsere Aufgabe besteht darin, mutig zu 
sein, wenn wir diese Kernbereiche auch mit Blick auf die Klima-
krise transformieren. Deshalb konzentriert sich das Land im Bau-
sektor auf Ökologie und Energieeffizienz: Sanierung, Nachver-
dichtung, Umbau, Umnutzung, Konversion und Aufstockung sind 
dabei die Schlagworte, denen unsere volle Aufmerksamkeit gilt.

Die Landesregierung will perspektivisch 100 000 Sozialwoh-
nungen schaffen. Um dieses Ziel zu unterstützen, wollen wir noch 
2023 eine gemeinnützige Landeswohnungsgesellschaft gründen. 
Aufgabe dieser Gesellschaft wird der Kauf, die Sanierung und die 
Schaffung von Wohnraum sein. Dabei steht für uns fest, dass wir 
als Land unserer Verantwortung hinsichtlich energetischer und 
nachhaltiger Baustandards nachkommen. Dabei setzen wir sehr 
auf Sie als Partner. Die Gesellschaft soll Mitglied im vdw werden 
und Projekte in Kooperation mit den Kommunen und Unterneh-
men der Wohnungswirtschaft entwickeln – ganz bewusst als Part-
ner, nicht als Konkurrentin. Bei der Entwicklung von Bauflächen 
wird die Gesellschaft mit der Niedersächsischen Landgesellschaft 
– NLG – eng zusammenarbeiten.

VON OLAF LIES  MINISTER FÜR WIRTSCHAFT, VERKEHR, BAUEN UND DIGITALISIERUNG
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Zusammen mit unseren Partnern im Bündnis für bezahlbares 
Wohnen in Niedersachsen wollen wir weiter bauordnungsrecht-
liche Erleichterungen von Neubauten, Umbauten und Aufsto-
ckungen von Wohngebäuden umsetzen. Wir wollen auch die 
Nutzung von alternativen, innovativen, wiederverwertbaren und 
ökologisch sinnvollen Baumaterialien erleichtern und stärken. Um 
deren Anteil bei öffentlichen Aufträgen kontinuierlich zu erhö-
hen, werden wir auch die Möglichkeiten, die das Vergaberecht 
gibt, nutzen.

Und auch die Bereitstellung von Bauland ist eine große Aufga-
be, die wir nur gemeinsam meistern werden. Deshalb werden wir 
die Kommunen bei der Mobilisierung von Bauflächen unterstüt-
zen. Dabei werden wir auf den verstärkten Einsatz von sozialen 
und nachhaltigen Grundstücksvergaben achten.

Ganz wichtig ist mir, dass wir die nicht gewinnorientierten Ge-
nossenschaften und kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 
durch die Bereitstellung von Liegenschaften und über öffentliche 
Partnerschaften unterstützen. Auch bei den Finanzmitteln wer-
den wir uns stark engagieren und die Landesmittel für den so-
zialen Wohnungsbau auf mindestens 100 Millionen Euro im Jahr 
zur Gegenfinanzierung der Bundesgelder aufstocken. Die soziale 
Wohnraumförderung wird sich künftig auch an den Zielen des 
Klimaschutzes orientieren.

Es ist angesichts dramatisch steigender Energiepreise wichtig, 
dass die Menschen ihre Wohnkosten bezahlen können. Das ist 
auch für die Vermieterinnen und Vermieter von großer Bedeu-
tung. Wir sind dabei, zusammen mit dem Bund Wege zu finden, 
und werden auch die Unternehmen eng mit einbeziehen. Und 
wir haben in Niedersachsen einen Härtefallfonds beschlossen, der 
für solche Hilfen eingesetzt werden soll. Mir ist sehr bewusst, wie 
schwierig die aktuelle Lage für die Wohnungswirtschaft ist. Die 
Landesregierung wird deshalb gemeinsam mit Ihnen als Partner 
erörtern, was notwendig und möglich ist, allen Niedersachsen in 
dieser Krisenzeit den dauerhaften Zugang zu bezahlbarem und 
klimagerechtem Wohnraum zu ermöglichen. 

Ich bin sicher: Die sozial orientierten Wohnungsunternehmen 
sind und bleiben Garanten für gutes und bezahlbares Wohnen 
in unserem Land. Ich freue mich – im neuen Amt – auf die alt
bewährte gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem 
vdw.  h
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vdw fragt, Unternehmer antworten: 
„Wie agieren Sie in der Krise?“

8

?
D er vdw hat einige Wohnungsunternehmer gefragt: „Wie 

agiert Ihr Unternehmen in der Krise?“ Dazu hatten wir 
Stichworte wie Energie- und Baukostensteigerung, Liefereng-
pässe, fehlende Handwerkerkapazitäten, Versorgungssicherheit, 
Klimaschutz im Bestand sowie Unterbringung von Geflüchteten 
vorgegeben. Die Antworten haben wir auf den nächsten Seiten  
zusammengestellt. Sie ergeben ein eindrucksvolles Bild der  
derzeitigen Situation, die GdW-Präsident Axel Gedaschko schon 
mehrfach als „perfekten Sturm“ bezeichnet hat. Die Heraus-
forderungen sind vielfältig und türmen sich immer weiter auf. In 
persönlichen Gesprächen mit Geschäftsführern und Vorständen 
fallen Sätze wie „So schlimm war es noch nie“ oder „Das macht 
alles keine Freude mehr“. Aber in ihren Statements lassen die 
Vertreter der vdw-Mitgliedsunternehmen auch Zuversicht für die 
kommenden Monate durchblicken. 

Krise?
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„Wir halten an 
  Investitionsplänen fest“

Manfred Lork, Geschäftsführer  
allerland Immobilien GmbH, Celle

„Wir halten an unseren Investitionsplänen 
und -strategien fest und gehen die aktu-
ellen Herausforderungen aktiv an! Wie 
gelingt uns das? Wir sehen die aktuellen 
Probleme – sehen aber auch die Chancen, 
die darin liegen. Durch eine intelligente 
Portfoliostrategie entlang unseres Klima-
pfads (Nachhaltigkeitsbericht des DNK) 
gelingt es uns, an unseren Plänen zu Neu-
bauprojekten und Modernisierungen fest-
zuhalten.

Mit den sehr stark gestiegenen 
Energiekosten wurde dieses Moni-
toring umso wichtiger. Nicht jede 
zentrale Gasheizung lässt sich kurz-
fristig gegen eine Zentralheizung aus-
tauschen, die nicht mit fossiler Energie 
arbeitet. Hierzu bedarf es einer Gebäude- 
Gesamtbetrachtung. Langfristig sollen 
aber alle Anlagen so ersetzt werden, dass 
diese CO2-neutral arbeiten.

Leider haben sich die zusätzlichen 
Preise zur Sanierung von Wohngebäuden 
stark erhöht und auch die Verfügbarkeit 
von z. B. Wärmepumpen ist derzeit kaum 
gegeben. Dieser Effekt strahlt im Übrigen 
auch auf unsere Neubauaktivitäten aus. 
Hohe Baukosten, gepaart mit deutlich ver-
schlechterten Finanzierungskonditionen 
lassen im Grunde jedes Vorhaben schei-
tern, preiswerten Wohnraum anzubieten. 
Die BWG hat bereits Vorhaben abgesagt 
und konzentriert sich in den nächsten Jah-
ren auf die Sanierung.

Stark gestiegene Energiekosten be-
lasten aber auch unsere Mitglieder sowie 
Mieter direkt. Im Rahmen der Betriebskos-
tenabrechnung des Jahres 2021 wurde al-
len Mietern empfohlen, ihre Vorauszahlun-
gen für Wärme auch freiwillig zu erhöhen, 
sofern es nötig schien. Diesem Aufruf sind 
viele Mitglieder gefolgt. Dennoch werden 
die Erhöhungen für das abzurechnende 
Jahr 2022 und 2023 sehr wahrscheinlich 
nicht ausreichend sein. Aus diesem Grund 

„In diesem Ausmaß unbekannte 
  Herausforderungen“

Stefan Conath, Vorstand Buxtehuder 
Wohnungsbaugenossenschaft eG

„Unsere Genossenschaft steht vor bisher 
in diesem Ausmaß unbekannten Heraus-
forderungen verschiedener Art. Hier sei 
zum einen der energetische Verbrauch 
unserer überwiegend älteren Gebäude ge-
nannt. Schon vor dem Angriffskrieg in der 
Ukraine und den damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die Wohnungs- und Ener-
giewirtschaft war eines der Ziele der BWG, 
den Gebäudebestand so zu sanieren, dass 
die vom Gesetzgeber vorgegebenen Ziele 
der CO2-Neutralität erreicht werden. Be-
gonnen wurde mit technischer Aufrüstung 
der zentralen Heizungsanlagen, um diese 
in ihrem Betrieb in Echtzeit zu beobach-
ten (Monitoring) und so den Verbrauch zu 
optimieren. Gleichzeitig wird mit Senkung 
des Verbrauchs der CO2-Ausstoß verrin-
gert. Die ersten Erfahrungen zeigten sofort 
Schwachstellen auf, die behoben werden 
können. 

Wir versuchen weiter aktiv mit allen 
Beteiligten im konstruktiven Austausch zu 
bleiben – vom Generalunternehmen über 
den regionalen Handwerker bis hin zu un-
seren Mieterinnen und Mietern. Durch ein 
regional gut angebundenes Netzwerk aus 
Dienstleistern und Handwerkern sehen die 
Engpässe bei uns nicht ganz so drastisch 
aus. Um insbesondere unsere Mieterinnen 
und Mieter bei den aktuellen Themen mit-
zunehmen und immer auf dem aktuellen 
Stand zu halten, informieren wir regelmä-
ßig. Dies geschieht vorrangig über unsere 
wichtigsten Kommunikationskanäle, wie 
zum Beispiel unserer Homepage (www.
aller.land), über unsere Social Media Ka-
näle (Facebook, Instagram) und über unser 
allerland Mietermagazin raum+herz.“

wird die BWG ihre Mieter erneut informie-
ren und weitere Erhöhungen empfehlen 
bzw. ankündigen. Zu dieser Maßnahme 
sieht sich die BWG gezwungen, um die 
eigene Liquidität zu gewährleisten, die 
aufgrund der verauslagten Energiekos-
ten gefährdet sein könnte.. Während der  
Corona-Pandemie hat die BWG aus Rück-
sicht auf die belasteten Mieter keine  
Bestandsmieten erhöht, was sich nun zu-
sätzlich für die BWG negativ auswirkt. 

Jedem Mieter wird zudem angeboten, 
sich bei finanziellen Engpässen mit der 
BWG in Verbindung zu setzen. Es werden 
praktische Lösungen gesucht und zum 
Beispiel Ratenzahlungsvereinbarungen ge-
troffen. Kontaktdaten zu Beratungsstellen 
werden ebenfalls vermittelt.

Aufgrund des Kriegs in der Ukraine  
flüchteten viele Familien auch in die 
Hansestadt Buxtehude. Die BWG hatte 
sehr schnell reagiert, einige Wohnungen 
mit Spenden möbliert und der Stadt zur 
Verfügung gestellt. Dieses Angebot wurde 
dankbar von allen Seiten angenommen.

Insgesamt ist derzeit zu spüren, dass 
bei unseren Mitgliedern „die Haut dün-
ner“ wird. Bei vielen Kontakten sind die 
Mitarbeiter der BWG deshalb stärker mit 
Geduld gefordert als es zu normalen Zei-
ten der Fall gewesen ist. Aber es werden 
sich die Zeiten auch wieder zum Besseren  
wenden, sodass die BWG insgesamt 
optimistisch in die langfristige Zukunft 
schaut.“
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„Viele Mieter erhöhen freiwillig 
  die Vorauszahlungen“

Thomas Droit und Björn Siehlmann, 
Vorstände Wohnungsbaugenossenschaft 
Osnabrück eG

„Bereits im April dieses Jahres konnte die 
WGO mit den Stadtwerken den Gasein-
kauf bis 2026 festzurren, wobei noch bis 
Ende 2022 die guten Einkaufskonditionen 
aus 2020 gelten. Zwar kommen auch auf 
unsere Mieter ab 2023 hohe Preissteige-
rungen für Energie zu, aber durch den 
festen Einkauf bis 2026 profitieren wir von 
deutlich günstigeren Preisen für fernere 
Lieferjahre. 

Unseren Mitgliedern haben wir eine 
Zustimmungserklärung zur Anpassung der 
Vorauszahlungen ab 2023 auf freiwilliger 
Basis übersandt. Die Rücklaufquote ist gut, 
und mehr als 65 Prozent haben bislang zu-
gestimmt. 

Im Rahmen von Neuvermietungen 
haben wir bereits ab April die Voraus-
zahlungen entsprechend erhöht, und  
einige Mieter haben auch schon frühzeitig 
auf Eigeninitiative ihre Vorauszahlungen 
angepasst. Aufgrund dieser Vorgehens-
weise sehen wir für die WGO, wenigstens 
aufgrund der gestiegenen Energiepreise,  
nahezu keine Liquiditätseinbußen.

Im Bereich Neubau schließen wir gera-
de in diesem Monat unser Vorhaben am 
Blumenesch mit 58 Wohnungen und drei 
Bauabschnitten ab. Nach gut zweijähriger 
Bauphase können wir sagen, dass wir nicht 
nur unsere Plankosten einhalten konnten, 
sondern auch nur geringe Verzögerungen 
in Kauf nehmen mussten. Ein weiteres 
kleines Bauvorhaben haben wir in diesem 
Monat mit 13 Einheiten begonnen. Hier 

merken wir die Kostensteigerung deut-
lich, können aber noch von der KfW 55- 
Förderung profitieren. Ohne diese För-
derung hätten wir das Projekt zumindest 
verschoben. Zwei weitere Neubauvorha-
ben mit insgesamt ca. 130 Wohnungen 
befinden sich zwar in der Planungsphase, 
werden aber aufgrund der aktuell unsiche-
ren Situation auf unbestimmte Zeit ver-
schoben.

Die ganzheitliche Bestandssanierung 
wird bei der WGO schon seit vielen Jahren 
konsequent ausgeführt. Mit den geplan-
ten verschärften Vorgaben zur Umsetzung 
der 65-Prozent-EE-Regelung haben wir in 
diesem Jahr angefangen, unsere Portfo-
liostrategie neu auszurichten und werden 
unsere Objekte, ausgehend vom Einsatz 
mit Wärmeerzeugungsanlagen mit erneu-
erbaren Energien, neu bewerten.“

„Wir sind ein unverzichtbarer 
  Partner der Politik“

Dr. Christian Jaeger, Vorstand  
GEWOBA Bremen

„Bau- und Materialkosten: drastisch ge-
stiegen, Energiekosten: auf Rekordhöhe, 
Zinsen: vervierfacht. Dazu die Befürchtung, 
dass Gas und Strom im Winter nicht immer 
ausreichend verfügbar sein könnten. Auch 
wenn hochsommerliche Temperaturen bis 
Ende Oktober das Heizungsproblem ver-
zögerten, so wissen wir doch genau, dass 
auch sie ein Zeichen für ein weiteres gro-
ßes Thema sind: für den Klimawandel, der 
noch schneller voranschreitet als befürch-
tet. Während also die Kosten explodieren 

und man geneigt ist, alle Aktivitäten und 
Investitionen auf das Nötigste zu reduzie-
ren, mahnen, ja zwingen uns die Probleme 
in der Energieversorgung ebenso wie die 
Anzeichen des Klimawandels zum raschen 
und beherzten Handeln. Was also ist zu 
tun?

Dass die Zeiten des großen Baubooms 
vorbei sind, bezweifelt wohl niemand. 
Aber sind Baustopps wirklich eine Lö-
sung? Wohl kaum! Die Herausforderun-
gen sind da und die Wohnungswirtschaft 
wird sie annehmen. Als Experten für den 
geförderten Wohnungsbau werden wir 
noch genauer Standards prüfen, die Stell-
schrauben für Kostenreduzierungen nut-
zen und die geplanten Bauvorhaben mit 
angepassten Zeitplänen fortsetzen. Unser 
Hauptaugenmerk aber gilt dem Woh-
nungsbestand, den wir weiter energetisch 
ertüchtigen und für die Nutzung regene-
rativer Energien und für die E-Mobilität fit 
machen, z.B. mit vorbereitenden Elektro-
modernisierungen.

Ganz ohne die Hilfe der Politik wer-
den wir all das nicht schaffen. Aber wir als  

Wohnungswirtschaft haben auch viel 
anzubieten: Als Eigentümer zusammen-
hängender Siedlungen können wir die 
erforderlichen energetischen und Klima-
schutzmaßnahmen durch rationelle Mo-
dernisierungs-verfahren vergleichsweise 
kostengünstig und mit kurzen Entschei-
dungswegen umsetzen. Darauf hat der 
Verein Kompetenzzentrum Großsiedlun-
gen e.V. bereits vor zehn Jahren eindring-
lich hingewiesen. Auch Entsiegelungs- 
und neue Grünflächenkonzepte hin zur 
Schwammstadt sind in unseren Quartieren 
machbar. Ebenso lassen sich in den zusam-
menhängenden Siedlungen unterschied-
liche Mobilitätsangebote und Ladeinfra-
strukturen relativ einfach installieren.

Kurz: Für Energiewende und 
Klimaschutz ist die Wohnungswirtschaft 
ein unverzichtbarer Partner der Politik. Nur 
mit uns lassen sich die erforderlichen Maß-
nahmen zeitnah und effizient umsetzen, 
und darauf sollten wir die Verantwortli-
chen in Politik und Verwaltung auch im-
mer wieder hinweisen.“

Krise?



„Wo sind unsere Partner 
  in der Politik?“

Melanie Mahn, Vorstand 
Heimatwerk eG Hannover

Lara-Marie Meier, Vorstand 
Bauverein Neustadt eG

„Seit fast drei Jahren befindet sich unse-
re Gesellschaft im Ausnahmezustand: erst 
die Corona-Pandemie mit ihren dramati-
schen Auswirkungen, dann der Ukraine-
Krieg mit der folgenden Energiekrise und 
– nicht zu vergessen – die sich zuspitzende 
Klimakrise. Auf uns als Wohnungsbau-
genossenschaften und damit als sozial 
orientierte Wohnungsunternehmen lastet 
inzwischen erheblicher Druck. Wir befin-
den uns in einem stetigen Konflikt zwi-
schen ökonomischen, ökologischen und 
gesellschaftlichen Anforderungen. Wir 
wollen bezahlbaren Wohnraum in einem 
nachhaltigen Wohnumfeld zur Verfügung 
stellen, was die unterschiedlichen Bedürf-
nisse der Gesellschaft berücksichtigt. Doch 
dies umzusetzen, wird immer schwieriger. 
Denn oftmals stehen soziale, finanzielle 
und ökologische Ziele im Widerspruch zu-
einander. 

Hinzu kommen die Forderungen der 
Politik: Die Wohnungswirtschaft soll mög-
lichst sozial und gleichzeitig klimaneutral 
agieren. Dies schränkt uns als Wohnungs-
genossenschaften in der Erfüllung unserer 
ureigensten Aufgaben stark ein, kann uns 

sogar wirtschaftlich an den Rand unserer 
Existenz bringen. Eine Vermietungsgenos-
senschaft in diesen herausfordernden Zei-
ten zukunftsgerichtet zu führen, ohne dass 
dies finanziell auf den Schultern der Mit-
glieder ausgetragen wird, scheint schwie-
rig. Gleichzeitig machen wir die Erfahrung, 
dass sich unsere Mitglieder weiterhin sehr 
auf uns verlassen. Wir Genossenschaften 
werden als vertrauensvolle Partner wahr-
genommen, die zuverlässig für und mit 
ihren Mitgliedern arbeiten. 

Wo aber sind unsere Partner in der 
Politik? Neue Auflagen und Gesetze er-
schweren Investitionen in Neubau und 
Modernisierung, statt sie zu erleichtern. 
Nur zwei Beispiele: Finanzielle Ressourcen, 
die wir gerne in Neubau oder Moderni-
sierung investieren würden, müssen wir – 
quasi von „heute auf morgen“ – in den 
hydraulischen Abgleich unserer Heizungen 
stecken. Und: Neue Informationspflichten 
binden wichtige „Manpower“ in unseren 
Teams.

Hier muss sich dringend sehr viel  
ändern – und zwar schnell.“

„Wir bauen bis Ende 2023 auf gut 
  verhandelte Rahmenverträge“
Swen Fischer, Geschäftsführer KSG 
Kreissiedlungsgesellschaft des Landkreises 
Hameln-Pyrmont

„Mitte des Jahres 2020 haben wir im Rah-
men einer Architektenklausur eine Strate-
gie und Leitlinien entwickelt, wie wir in Zu-
kunft im Geschosswohnungsbau agieren 
wollen. Höchstmögliche Grundstücksnut-
zung, marktfähige Wohnungen, optimales 
Verhältnis zwischen Miet- und Gesamtflä-
che, gängige Bauweisen und Details, die 
mehr Bieter und wirtschaftlichere Ange-
bote nach sich ziehen, und last, but not 

least Nachhaltigkeit im Lebenszyklus. Als 
Blaupause haben wir ein 10-Familien-Haus 
auf einem Bestandsgrundstück im Energie-
standard KfW 55EE geplant. Da die neue 
Bundesregierung die kurzfristig verbesser-
te Förderung für KfW 55 zum 31.Januar 
2022 wieder einkassieren wollte, haben 
wir noch im Dezember 2021 den Förder-
zuschuss beantragt, der auch eine Woche 
später bewilligt wurde. Die Schnelligkeit 
bei der Beantragung hat sich dann ausge-
zahlt, da die Förderung unvorhergesehen 
schon vor dem 31. Januar 2022 weggefal-
len war. 

Anfang 2022 schnellte das zuvor kal-
kulierte Kostenvolumen um ca. 30-35 Pro-
zent in die Höhe. Gründe dafür sind ge-
störte Lieferketten, mangelnde Bieter, die 
Pandemie, der Krieg in der Ukraine −  und 
das bei gleichzeitiger Verdreifachung der 
Zinsen. 

In einer außerordentlichen Aufsichts-
ratssitzung wurden drei Optionen für das 
weitere Vorgehen vorgestellt: Baustopp, 

Verschiebung oder Weiterbau mit allen 
Vor- und Nachteilen. Das Plazet fiel ein-
deutig aus: Es gab einen einstimmigen Be-
schluss für das Weiterbauen. Darüber hin-
aus konnte auch noch ein guter Zinssatz 
gesichert werden. 

Bezüglich erhöhter Energiekosten 
können wir bis Ende 2023 noch auf gut 
verhandelte Rahmenverträge bauen. Das 
Jahr 2024 liegt jedoch bei uns stark im 
Fokus, weil wir dann mindestens mit einer 
Verdoppelung der Energiekosten rechnen 
müssen. Hier werden wir sehr früh mit un-
seren Gesellschaftern ins Gespräch kom-
men müssen. 

In den letzten Wochen haben wir Kos-
ten für den hydraulischen Abgleich mit 
einem Wert von 500 000 Euro für rund 
1 000 Wohnungen für die Jahre 2023 und 
2024 ermittelt. Darüber hinaus haben wir 
begonnen, eine Dekarbonisierungsstrate-
gie zu entwickeln.“
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„Die Zinsen spielen wieder eine 
  wichtigere Rolle“
Jan-Hendrik Fischer, Geschäftsführer 
WOHNGESELLSCHAFTEN GOSLAR / HARZ

„Neubau: Eine seit Jahren geplante Neu-
baumaßnahme wird aktuell für 2023 
(noch) nicht komplett ausgeschlossen. Wir 
müssen Preise klären und sicherstellen, 
dass Baumaterial vorhanden ist. Unsere 
geplanten Objekte werden über die NBank 
finanziert und somit mit Belegungs- und 
Mietpreisbindung sein. 

Folgen der Energiepreise und Ver-
sorgungssicherheit, Mieterkommuni-
kation, Liquidität: Die Auswirkungen 
sind erheblich, weil wir im Interesse unse-
rer Mietenden mit Energieversorgern Prei-

„Kein Neubau –  
  Fokus liegt auf Sanierung“

Marcus Hering Geschäftsführer  
Wolfenbütteler Baugesellschaft

„Die Corona-Pandemie und der Ukraine-
Krieg ziehen explodierende Baustoffpreise 
und Baustoffmangel nach sich. Und die 
steigenden Bauzinsen tragen ebenfalls 
dazu bei, dass der Neubau ins Stocken ge-
raten ist. Auch bei der WoBau spüren wir 
die Auswirkungen. Gegenwärtig führen 
wir keine Neubautätigkeiten aus. Da wir 
auch weiterhin für bezahlbaren Wohn-

se und Mengen ausgehandelt hatten und 
nun erneut Preisvergleiche vornehmen 
müssen und sollen. Durch die Gaspreis-
bremse ist zwar eine Maßnahme poli-
tisch verabschiedet, die zu einer besseren 
Planbarkeit führt. Sie senkt aber nicht die 
Kosten, sondern deckelt lediglich für eine 
bestimmte Verbrauchsgröße den Preis auf 
einem hohen Niveau. Auch das muss deut-
lich gesagt werden.

Die Liquidität und auch die Ertragslage 
sind aufgrund der Energiekosten im Unter-
nehmen neu zu bewerten. Wir stehen nah 
an unseren Mietenden, können aber nicht 
uneingeschränkt in Vorleistung treten für 
die erhöhten Gaspreise. Wir haben diver-
se Gespräche mit Energieversorgern und 
unserer Hausbank geführt, um eine Über-
gangsphase von möglichen Liquiditätseng-
pässen zu organisieren. Zusätzliche Unter-
stützung vom Land Niedersachsen wird 
sowohl für uns als auch für die Mietenden 
erforderlich sein. 

In Zukunft wird bei allen Investitionen 
das Zinsniveau wieder eine sehr viel wich-
tigere Rolle bei der Langfristfinanzierung 

raum stehen und die hohen Baukosten 
nicht an unsere Mieterinnen und Mieter 
weitergeben möchten, legen wir in diesen 
Krisenzeiten unseren Fokus auf die Sanie-
rung unseres Wohnungsbestands – ins-
besondere im Rahmen der regenerativen 
Energien für mehr Klimaschutz und Ener-
gieeffizienz. Über unser Projekt „Mieter-
strom“, das wir in enger Zusammenarbeit 
mit den Stadtwerken Wolfenbüttel reali-
sieren, werden z.B. auf geeigneten Wohn-
gebäuden Photovoltaikanlagen errichtet, 
damit unsere Mieterinnen und Mieter So-
larstrom künftig vergünstigt vom eigenen 
Dach beziehen können. 

Das gesellschaftliche Gemeinwohl 
hat einen hohen Stellenwert in unserem 
Unternehmen. Deshalb finden auch Ge-
flüchtete aus der Ukraine gegenwärtig ein 
neues Zuhause in den Wohnungen der 
WoBau, entweder über Direktvermietung 
oder Vermietung unserer Bestände an die 

spielen. Förderungen werden in ausrei-
chender Menge zur Verfügung gestellt 
werden müssen und möglichst auch unter 
den sozialorientierten Wohnungsunter-
nehmen verteilt werden. 

Bestandsanierungen: Um den CO2-
Ausstoß zu senken, bedarf es erheblicher 
Investitionen und Kooperationen z. B. mit 
örtlichen Energieversorgern, um mehr 
regenerative Energieerzeugung zu errei-
chen. Modelle mit der Verpachtung von 
Dachflächen für Solaranlagen müssen er-
arbeitet werden. Auch Investitionen in die 
Gebäudehüllen und Wärmepumpen etc. 
müssen zukünftig eingeplant und vor al-
lem eingepreist werden. Fördermöglich-
keiten müssen in ausreichender Höhe zur 
Verfügung stehen. Die komplette Verant-
wortung für die Verbesserung des CO2-
Fußabdrucks tragen die Unternehmen 
und Gesellschafter mit den Aufsichtsräten, 
mindestens aber, was die Finanzierung 
betrifft. Die zusätzliche Herausforderung 
dabei ist, zusätzlich die klassischen In-
standhaltungen/-setzungen sowie Moder-
nisierungen von Wohnungen, Bädern und 
Treppenhäusern aufrechtzuerhalten.

Stadt und den Landkreis Wolfenbüttel. 
Hier sehen wir uns aber aktuell aufgrund 
des hohen Flüchtlingsaufkommens vor 
großen Herausforderungen, ausreichend 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen und 
gleichzeitig den restlichen Wohnungs-
markt mit seiner großen Nachfrage nach 
hochwertigem und zugleich bezahlbarem 
Wohnraum nicht zu vernachlässigen.

Wir bieten vor dem Hintergrund der 
steigenden Energiepreise unseren Mie-
terinnen und Mietern flexible Lösungen 
an, um die monatliche Vorauszahlungs
pauschale für die Heizkosten zu erhöhen 
oder Einmalzahlungen vorzunehmen. Da-
rüber hinaus stehen wir unseren Mieter-
haushalten mit individueller Beratung zur 
Seite. Ausführliche Erläuterungen zu dem 
Thema und wichtige Tipps zum Energie-
sparen haben wir unseren Mieterinnen 
und Mietern zudem schriftlich zugehen 
lassen.“

Krise?
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„Wir versuchen Ängste 
  zu nehmen“

Irina Franz und Hans-Dieter Brand, 
Geschäftsführer der NEULAND  
Wohnungsgesellschaft, Wolfsburg

„Wie viele Wettbewerber in der Branche 
haben wir unsere Neubauplanungen zu-
nächst zurückgestellt und beenden nur 
die bereits begonnenen Bauprojekte. Die 
Gründe dafür sind die bekannten: hohe 
Baukosten, steigende Zinsen sowie wach-
sende Anforderungen an den Klimaschutz 
und die damit verbundenen notwendigen 
Bestandssanierungen. In Wolfsburg kommt 
noch die besondere Abhängigkeit zu dem 

großen Autobauer hinzu: Geht es diesem 
gut, floriert die Stadt. Wird dort gespart, 
merken alle Wohnungsanbieter dies auch 
an erhöhten Leerständen. Die steigenden 
Risiken führen zu einem Spannungsfeld, 
in dem es nicht zu Liquiditätsengpässen 
für uns kommen darf. Auf diesen Punkt 
achten wir sehr genau und passen unsere 
Wirtschaftsplanungen ständig an die sich 
verändernden Umstände an. 

Fast alle unsere Gebäude sind an die 
Fernwärme angeschlossen, die über das 
Kraftwerk des Autobauers läuft – somit 
sind wir nicht direkt an der Energieversor-
gung der Haushalte beteiligt. Auch haben 
wir hier kein Inkassorisiko, da der Fern-
wärmeversorger in Wolfsburg direkt Ver-
träge mit Einzelmietern schließt. Dennoch 
steigen auch in Wolfsburg die Preise. So 
ist eine verstärkte Kundenkommunikation 
nötig. Wir versuchen Ängste zu nehmen 
und hinsichtlich Energiesparen zu beraten. 
Es geht dabei um Erklärvideos, Stundungs-
beratungen, Heizkostenzuschussaktionen 
etc. 

Seit dem Ausbruch des Kriegs in der 
Ukraine haben wir fast 200 Wohnungen 
für Geflüchtete hergerichtet und bereitge-
stellt, ebenfalls eine Mammutaufgabe im 
laufenden Betrieb. Das oben beschriebene 
Spannungsfeld in das eigene Unterneh-
men transportieren, Prozesse optimieren 
und dabei die Menschen nicht aus den Au-
gen zu verlieren – das ist wohl die größte 
Herausforderung. Das gilt zum einen nach 
außen: Wir dürfen den Dreiklang von ESG 
nicht vergessen: sozialverträgliche Mieten, 
energieeffiziente Gebäude und lebens-
werte Quartiere. Zum anderen müssen wir 
eine kundenfreundliche und serviceorien-
tierte Organisation sein, deren Mitarbei-
tende hoch motiviert sind und an einem 
Strang ziehen. Unumgänglich ist die ge-
zielte interne und externe Kommunikation 
– damit alle die gleiche Sprache sprechen. 

Denn heute lautet wohl die wichtigs-
te Frage für unsere Branche: Ändern wir 
uns so schnell wie die Welt um uns her-
um? Diese Haltung erfordert Flexibilität 
und auch die Bereitschaft, Misserfolge zu 
akzeptieren.“

Zeitplan für Ültje-Projekt in Gefahr

Von Olaf Neumann, Geschäftsführer 
GEWOBA Emden

„Die GEWOBA Emden arbeitet seit einiger 
Zeit zusammen mit weiteren Wohnungs-
baugesellschaften und Genossenschaf-
ten an der Revitalisierung des Geländes 
der ehemaligen Erdnussrösterei Ültje in 
Emden. Dort sollen auf 28 000 Quadrat
metern etwa 150 Wohnungen, ein Nah-
versorger, mehrere Gewerbeeinheiten 
und ein zentrales Parkhaus entstehen. Die 

hohen Baukosten sowie die hohen Zin-
sen machen eine wirtschaftlich tragbare 
Umsetzung zum jetzigen Zeitpunkt quasi 
unmöglich. Ziel ist es nun, die Planungen 
bis zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan fortzusetzen. Wenn sich die Rahmen-
bedingungen nicht wesentlich ändern, ist 
nicht davon auszugehen, dass mit dem 
Projekt zeitnah begonnen werden kann.“ 
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D urch den Krieg in der Ukraine und die damit verbunde-
ne Energiekrise steigen die Energiepreise sehr stark an.  
Sowohl die Wohnungsunternehmen als auch die Mie-

terinnen und Mieter brauchen angesichts der enormen Preisstei-
gerungen eine Hilfestellung. Für viele Mieter ist die kommende 
Heizperiode eine große Herausforderung, zumal auch die Kosten 
für die Lebenshaltung stark gestiegen sind. In Anbetracht der zu 
erwartenden Kostensteigerungen haben zahlreiche Wohnungs-
unternehmen in enger Abstimmung mit den Mietern die Voraus-
zahlungen für die „warmen“ Nebenkosten bereits sehr stark an-
gehoben. 

Schaut man sich die Betriebskosten etwas genauer an, fällt 
auf, dass es in der Betriebskostenabrechnung einige Kosten 
gibt, auf die der Mieter keinen Einfluss hat (z.B. Kaltmiete, Ver-
sicherung, Grundsteuer etc.). Es gibt aber auch persönliche Ver-
brauchskosten, bei denen der Mieter unterschiedlich stark sparen 
kann. Über dieses Einsparpotenzial sollten die Mieter umfassend 
informiert und beraten werden. 

Innerhalb des Seminars „Wie können wir den Mieter*innen 
dabei helfen, Nebenkosten einzusparen“ des vdw Niedersachsen 
Bremen am 12. Dezember soll aufgezeigt werden, wie Mieter bei 
gleicher Wohnqualität ihre persönlichen Verbrauchskosten sen-
ken können. Insbesondere bei den Kosten für Heizung, Strom, 
Warm- und Kaltwasser sowie Müll bestimmt der Mieter weitge-
hend selbst, wieviel er verbraucht und bezahlt. Hierzu werden in-
nerhalb des Seminars praxisnahe Tipps und Tricks gezeigt, wie der 
Mieter seine Kosten reduzieren kann.   

Hier schon einmal einige Tipps:

Heizkosten sparen
Ein Grad weniger Raumtemperatur 
senkt die Heizkosten um 6 %
Bewusster heizen und Temperatur senken – wenn Sie in der kom-
menden Kälteperiode Ihren Wohnraum auf 20 statt auf 21 Grad 
beheizen, sparen Sie ca. 6 Prozent Ihrer Heizkosten ein. In der  
Küche und im Schlafzimmer reichen oftmals 18 Grad.

Warme Luft kann man speichern!
Halten Sie Ihre Zimmertüren geschlossen, damit warme Luft nicht 
in kältere Räume entweichen kann. Einfach, aber als sofort durch-
führbare Maßnahme super effektiv: Halten Sie im Winter – vor 
allem über Nacht – Fensterläden, Rollläden und Jalousien ge-
schlossen. Dadurch lässt sich die Wärme deutlich länger im Raum 
bewahren.

Bei Abwesenheit: runterdrehen!
Drehen Sie die Heizung nachts und bei Abwesenheit herunter. Bei 
kühleren Temperaturen schläft man besser. Wärme wird vor allem 
benötigt, wenn jemand in der Wohnung ist.

Heizkörper nicht zustellen!
Stellen Sie Ihre Heizkörper nicht zu. Heizkörper sollten weder mit 
Vorhängen verdeckt, noch mit Möbeln zugestellt werden. Eine 
Faustregel: Jeder Heizkörper sollte gut zu sehen sein, damit die 
Raumluft ihn ungehindert umströmen kann.

VON PROF. DR. MATTHIAS NEU  HOCHSCHULE DARMSTADT

Wie können wir Mietern dabei helfen, 
Nebenkosten einzusparen? 
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Richtiges Lüften schont den Geldbeutel
Regelmäßiges Stoß- oder Querlüften in allen Räumen sorgt für  
frische Luft. Ein Fenster in Kippstellung verschwendet Energie, weil 
es für den gleichen Luftaustausch länger aufbleiben muss. Beim 
Lüften sollten Sie die Heizung herunterdrehen, ansonsten schnellt 
das Thermostat nach oben und die warme Luft strömt ungenutzt 
zum Fenster hinaus.

Stromkosten senken
Bei allen Geräten, die nicht genutzt werden, sollte man den  
Stecker ziehen oder an der Steckdosenleiste den Schalter drü-
cken. Auch Stand-by zieht Strom. LED-Leuchten sind sparsamer 
als Glühbirnen. 

Ein Grad mehr im Kühlschrank senkt Ihren Stromverbrauch 
um 6 %
Stellen Sie die Temperatur im Kühlschrank richtig ein (z. B. 7 Grad 
im oberen Fach). Im Gefrierschrank sind minus 18 Grad optimal.

Sanitäranlagen überprüfen
Sparduschkopf in Badewanne und Dusche sowie ein Strahl
regler („Perlator“) beim Wasserhahn zahlen sich aus. Denn auch  
warmes Wasser verbraucht Energie und verursacht Energiekosten. 
Duschen ist sparsamer als Baden. 

Spülmaschine voll machen!
Räumen Sie Ihre Spülmaschine möglichst voll, um Wasser und 
Energie zu sparen. Nutzen Sie das Eco-Programm oder niedrige 
Temperaturen von 45 bis 55 Grad.

Waschen Sie mit niedrigen Temperaturen
Waschen Sie mit niedrigen Temperaturen von 30 bis 40 Grad  
(Eco-Programme). Das reicht bei normal verschmutzter Alltags
wäsche völlig aus und hat auch den Vorteil, dass Ihre Kleidung 
länger hält. Lassen Sie Ihre Wäsche einfach an der frischen Luft 
trocknen statt im Wäschetrockner.  h

Quellen: Gemeinsam durch die Energiekrise – Land Niedersachsen mit 

vdw Niedersachsen Bremen

Die Wohnungswirtschaft im Westen: Stopp den Heizkosten-Hammer

www.verbraucherzentrale.nrw/energiepreise

Wohnungsgenossenschaften Berlin: Volle Power für weniger Verbrauch
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Darüber hinaus wirft die Telekom noch weitere Argumente 
in die Waagschale: Dazu zählt die Beständigkeit der Telekom als 
„staatstragendes“ deutsches Unternehmen. Anders als etliche 
neue Glasfaser-Investoren, die auf den Weiterverkauf ihrer Net-
ze in ein paar Jahren spekulieren, muss die Telekom auch in Ge-
nerationen für ihre Netze und Dienste geradestehen. Das erklärt 
den Qualitätsanspruch bei der technischen Installation, aber auch 
den Aufwand, den die Telekom im Kundenservice betreibt. Nicht 
umsonst genießt die Telekom das Vertrauen der Verbraucher wie 
kein anderer Anbieter. Seriosität, Zuverlässigkeit und Berechen-
barkeit sind Werte, die gerade bei der Wohnungswirtschaft zäh-
len – Grund genug für Mitglieder, sich jetzt bei der Telekom über 
den Glasfaserausbau vor Ort zu informieren.  h

Kontakt: 
E-Mail: wohnungswirtschaft@telekom.de
Hotline: 0800 33 03333
www.telekom.de/wohnungswirtschaft

Inflation und Kostenexplosion bei Energie- und Sanierungskosten 
machen der Wohnungswirtschaft zu schaffen. Das nimmt der Di-
gitalisierung Deutschlands und der Modernisierung der Medien- 
und Telekommunikations-Infrastruktur nichts von ihrer Dringlich-
keit – im Gegenteil: Der Weg aus Krise und Rezession führt nur 
über Innovation, betonen Wirtschaftsexperten. Die Telekom gibt 
sich entschlossen, die Modernisierung Deutschlands in Stadt und 
Land mit der Rekordsumme von 35 Milliarden Euro voranzutrei-
ben – und macht dabei mit einem großzügigen Angebot an die 
Wohnungswirtschaft auf sich aufmerksam, von dem die Mitglie-
der des vdw/VNW und ihre Mieter profitieren können: Innerhalb 
ihrer Ausbaugebiete bietet die Telekom Wohnungsunternehmen 
des vdw/VNW einen kostenlosen Glasfaseranschluss. Und zwar 
nicht, wie bisher branchenüblich, nur bis zur Grundstücksgrenze 
oder bis in den Gebäudekeller, sondern bis in jede einzelne Woh-
nung hinein (FTTH, Fiber to the Home). Die Nutzung des neuen 
Anschlusses ist für die Mieter kostenlos und freiwillig. Sie werden 
nicht genötigt, für den Anschluss einen Vertrag mit der Telekom 
abzuschließen. Selbst wenn sie den Glasfaseranschluss nutzen 
wollen, bleiben sie unabhängig: Die Telekom speist nicht nur die 
eigenen Dienste in ihre Glasfaserleitungen ein, sondern auch die 
ihrer Wettbewerber wie z. B. 1&1 und Vodafone. Mehr Verbrau-
cherfreiheit geht nicht. 

Beim herkömmlichen Koax-Kabelanschluss bleiben alle Mie-
ter hingegen an einen einzigen Anbieter gebunden. Das ist der 
Grund, weshalb große Kabelanbieter derzeit zwar beteuern, 
ebenfalls einige Milliarden in den Glasfaserausbau investieren 
zu wollen, bei genauem Hinsehen den Vollausbau von Bestands-
gebäuden aber meiden: Solange im Haus keine Glasfaser liegt, 
hat der Mieter keine Chance, zu anderen Anbietern zu wechseln. 
Kabelnetzbetreiber werben mit den hohen Internet Bandbrei-
ten, die sich mithilfe des sogenannten Docsis-Verfahrens in 
Kupferleitungen erzielen lassen. Das ändert jedoch nichts 
an der Tatsache, dass sich dabei alle Hausbewohner, 
mitunter sogar ganze Stadtviertel, die Kapazität des 
Kabels teilen müssen. In Misskredit ist Docsis auch 
wegen des hohen Stromverbrauchs geraten, der 
sechsmal höher liegt als bei der Glasfaser.

Vor diesem Hintergrund sollten Mitglieder des 
vdw/VNW Angebote der Kabelnetzbetreiber kri-
tisch prüfen und mit denen der Glasfaseranbieter 
vergleichen. Der kostenlose FTTH-Anschluss 
der Telekom ist auch wegen der 
Ungebundenheit und Anbieter-
freiheit der Mieter ein An-
gebot, das im Markt eine 
Sonderstellung einnimmt. 
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Telekom: FTTH-Glasfaser kostenlos  
für vdw / VNW-Mitglieder



ANDERE SEHEN NOCH VIELE EINZELTEILE.

SIE SEHEN VIELE VORTEILE.
Abnahmesicherer planen mit vorgefertigten Installationswänden.  
Jetzt produktiver planen im Projektgeschäft mit TECEsystem.

Mehr zu TECEsystem unter  
bauen-on-demand.de 

TECEsystem_Kampagne2021_Print_A5.indd   1TECEsystem_Kampagne2021_Print_A5.indd   1 13.01.22   16:2213.01.22   16:22

Anzeigen

Ihr Energiepartner. 
Ganz persönlich.
Vertrauen Sie auf einen Energiepartner, der  
die Anforderungen der Wohnungswirtschaft 
kennt. Der Erfahrung und Innovation einsetzt  
und so die besten Lösungen für Sie findet. 
Auch für die Zukunft. 

Egal ob es um Energie und Wärme,  
E-Ladestationen, Photovoltaik oder  
andere nützliche Dienstleistungen geht. 

Vertrauen Sie auf enercity.
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Landespolitik Bremen: 

Noch sechs Monate bis zur  
Bürgerschaftswahl 

Landespolitik

Bündnis für Wohnen mit durchwachsener Bilanz
Bei seiner insgesamt zwölften Sitzung hat das Bremer Bündnis für 
Wohnen eine durchwachsene Bilanz gezogen. Während die ge-
meinsam erreichten Resultate durchweg positiv beurteilt wurden, 
zeigten sich die Anwesenden – darunter auch vdw-Verbands-
direktorin Dr. Susanne Schmitt und Vertreter der Bremer Woh-
nungsunternehmen – sorgenvoll beim Ausblick in die Zukunft. 
Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine, die damit verbundene 
Energiepreiskrise und die Klimakrise verdüstern die Aussichten auf 
dem Wohnungsmarkt zusehends. Bürgermeister Dr. Andreas Bo-
venschulte und Bausenatorin Dr. Maike Schaefer betonten aber, 
dass „der Bremer Senat speziell für diese Ausgangslage einige Ins-
trumente in dieser Legislaturperiode verabschiedet hat, die dafür 
sorgen, dass Bremen gut gewappnet durch die Krisen geht“. 

So habe der Senat im September das Wohnraumförder
programm 2022 über 48,95 Millionen Euro verabschiedet. Davon 
entfallen 46,7 Millionen Euro auf die Neubauförderung und 2,25 
Millionen Euro auf den Zuschuss für die Verlängerung oder den 
Ankauf von Belegungsbindungen. Schwerpunkte des Programms 
sind die klassische Förderung zum Neubau von Sozialwohnun-
gen, die Förderung eines Neubausegments unmittelbar über den 
preisgebundenen Wohnungen für Haushalte mit mittlerem Ein-
kommen, die Verlängerung bestehender Belegungsbindungen, 

eine Mietpreisbindung und ein stärkerer Fokus auf energetische 
Standards im Wohnungsbau (Energiehausstandard 40). Auch die 
Genossenschaftsförderung steht weiterhin im Fokus. 

Bovenschulte sagte: „Das Bündnis ist sich einig, dass Senat und 
Bauwirtschaft gemeinsam weitere Anstrengungen unternehmen 
werden, um die Planung, die Genehmigung und das Bauen von 
Wohnungen weiter zu verschlanken und effizienter zu machen.“ 
Senatorin Schaefer ergänzte: „Ziel des Senats ist es, die Bautätig-
keit weiter zu unterstützen und zugleich hohe energetische Vor-
gaben in einem sogenannten Bremer Standard mit dem Energie-
hausstandard 40, Gründächern und beispielsweise Photovoltaik 
zu verankern. Damit machen wir uns überhaupt erst förderfähig 
durch das Bundeswirtschaftsministerium.“

Erstellung des Mietspiegels startet

Das Vergabeverfahren zur Erstellung eines qualifizierten Mietspie-
gels für Bremen ist abgeschlossen. Der Vertrag wurde jetzt mit 
dem Büro InWIS Forschung & Beratung GmbH aus Bochum ge-
schlossen. Das Projekt wird unter Leitung des Senatsressorts um-
gesetzt, das dafür von der Bremer Aufbaubank unterstützt wird. 
Die Kosten für den Mietspiegel liegen bei etwa 100 000 Euro. Der 
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Mietspiegel muss nach jeweils zwei Jahren aktualisiert und nach 
jeweils vier Jahren erneuert werden. Die für die Mietspiegeler-
stellung erforderlichen Daten werden in einer kombinierten Be-
fragung zwischen Februar und April 2023 erhoben. Parallel dazu 
wird ein Wohnlagenverzeichnis erstellt. Die Auswertung der Daten 
und die Erstellung des Mietspiegels werden in der zweiten Jahres-
hälfte 2023 rechtzeitig abgeschlossen, sodass der Mietspiegel zum 
1. Januar 2024 veröffentlicht werden kann. Er kann dann kosten-
los online genutzt werden.

Klimaschutzstrategie ist auf dem Weg

Der Bremer Senat hat sich auf ein Vorgehen zur Erzielung seiner 
Klimaschutzziele verständigt – Netto-Null-CO2-Emissionen bis 
zum Jahr 2038. Teilziele sind: Ausbau und Dekarbonisierung der 
Fern- und Nahwärmeversorgung sowie Einführung eines Landes-
wärmegesetzes, Verbesserung CO2-armer Mobilitätsangebote, 
energetische Sanierung des öffentlichen Gebäudebestands sowie 
die Dekarbonisierung und klimaneutrale Transformation der Wirt-
schaft. Dafür stellt der Bremer Senat bis 2027 2,5 Milliarden Euro 
bereit. Für die Abfederung der Folgen des Ukraine-Kriegs sind es 
weitere 500 Millionen Euro. Bis 2038 werden insgesamt 8 Milliar-
den Euro benötigt.  h

Minol hat die passenden Lösungen für fernauslesbare 
Messgeräte, unterjährige Verbrauchsinformationen und 
erweiterte Abrechnungsdetails.

Schaffen Sie hierfür die Basis mit dem Funksystem 
Minol Connect und dem Minol eMonitoring.

minol.de/hkvo-neu

Die neue Heizkostenverordnung ist da.

Minol eMonitoring
Transparenz für Verwalter und Bewohner.

Minol_HKVO_2021_1_2_S_Minol_102_297_Minol.indd   1Minol_HKVO_2021_1_2_S_Minol_102_297_Minol.indd   1 18.03.2022   07:09:5318.03.2022   07:09:53
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„Graue Energie“ des  
  Rohbaus bleibt erhalten

Wolfsburger Wahrzeichen Don Camillo und Peppone werden saniert

Wolfsburg. In den nächsten Jahren sollen zwei markante Hochhäuser in Wolfsburg- 
Detmerode wieder eine bevorzugte Wohnadresse werden. Doch noch sind „Don Camillo 
und Peppone“, wie die beiden Gebäude liebevoll im Volksmund heißen, allerhöchstens 
Anlaufpunkte für Architekturfreunde und Anhänger der Ingenieurskunst. Die aufwen-
digen Arbeiten auf der Großbaustelle kommen zwar weiterhin schrittweise voran, aber 
der Terminplan ist bereits gehörig in Verzug geraten. 
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21

Kurzer Rückblick:

Im frühen Herbst 2019 hat sich die NEULAND Wohnungsgesell-
schaft entschieden, die beiden 1969 fertiggestellten Hochhäuser, 
die längst als Wahrzeichen der Stadt gelten, von Grund auf zu sa-
nieren. Arbeitsthese von NEULAND-Geschäftsführer Hans-Dieter 
Brand: „Wir lassen den Rohbau der Gebäude stehen und entfer-
nen die Fassaden sowie das gesamte Innenleben – damit erhalten 
wir enorm viel von der Substanz – und damit ‚graue Energie‘.“ 
Mit im Boot von Beginn an der kanadische Architekt Chris Doray, 
der mit seinen Entwürfen einer spektakulären Fassadensanierung 
schnell für Aufsehen sorgte. Er bringt viel Erfahrung im Hoch-
hausbau mit, sodass auch die komplette Erschließung der Häuser 
neu strukturiert wurde: Die innenliegenden Aufzüge werden u.a. 
durch einen Glasaufzug ersetzt, der ein besonderes Erlebnis beim 
Erreichen der Wohnung mit Blick über die Stadt bietet und zudem 
erhalten alle Wohnungen großzügige, geschützte Balkone.

Im Frühjahr 2020 haben die Arbeiten an dem mit 23 Stock-
werken höchsten reinen Wohngebäude in Niedersachsen be-
gonnen. Vor der kompletten Entkernung musste zunächst eine 
umfangreiche Schadstoffsanierung durchgeführt werden. Diese 
wäre auch beim Abbruch der Häuser notwendig geworden. An-
schließend folgte dann die Betonsanierung am stehengebliebe-
nen Rohbau. Dieser musste teilweise auch ertüchtigt werden, um 
den seit der ursprünglichen Fertigstellung in den 1960er Jahren 
gestiegenen Anforderungen zu genügen.

Am kleineren Gebäude, dem 13 Stockwerk hohen „Peppone“,  
wurden im Dezember 2021 die ersten drei vorgefertigten Balkon
türme installiert, jetzt im Herbst folgten die restlichen drei. Im 
Anschluss können die Fenster eingebaut und der begonnene In-
nenausbau vorangetrieben werden. Im nächsten Jahr stehen die 
Balkonaufbauten bei „Don Camillo“ an. 

„Dadurch, dass wir hier einen Schottenbau haben, ist es 
praktisch unmöglich, einzelne Schotten herauszunehmen. 
Das Gebäude ist tragwerksseitig aus heutiger Sicht extrem 
auf Kante genäht. Untersuchungen haben aber gezeigt, 
dass die Bewehrung tatsächlich dort eingebaut war, wie 
sie eingeplant worden ist. Das war schon mal ein Riesen-
vorteil, schaut man auf das Arbeitsfeld Brandschutz mit 
Fluchtwegen, Brandwiderstandsklassen etc. Wir haben 
sehr schmal-dimensionierte Bauteile, Geschossdecken mit 
15 Zentimetern. Aber wir bauen auch hinzu, setzen neue 

Teile an das Gebäude mit jeweils eigener Gründung, so die 
Balkonkonstruktion und die Treppenhäuser. Da haben wir 
das Problem, dass das Gebäude schon 50 Jahre steht und 
sich nicht mehr setzt, die Teile, die wir davorsetzen, aber 
sehr wohl. Um hier Sicherheit zu haben, wurden die Bohr-
pfähle mit einer hydraulischen Hebemöglichkeit ergänzt, 
über die nachjustiert werden kann.“

 
Hans-Dieter Brand, NEULAND-Geschäftsführer, 
in der „Deutschen BauZeitschrift“.

Inzwischen wurde ne-
ben den beiden Hochhäu-
sern in den vergangenen 
Wochen die Parkpalette 
abgerissen, für die ein 
Neubau folgen wird.

Beim Besuch von Bun-
desbauministerin Klara 
Geywitz im August be- 
tonte NEULAND Aufsichts-
ratschefin Immacolata  
Glosemeyer: „Hier wird 
etwas ganz Besonderes 
geschaffen. Durch die Re-
vitalisierung werden über 

70 Prozent der CO
2-Emissionen eingespart und die ,graue Ener-

gie‘ des Gebäudes weitergenutzt.“
Allerdings ist das Großvorhaben mittlerweile in den Sog der 

allgemein ungünstigen Rahmenbedingungen am Bau geraten. 
Immer wieder mussten einzelne Maßnahmen verschoben wer-
den, weil es an Material oder Personal mangelte. Aber auch Ge-
nehmigungsverfahren, etwa bei der Statik, sorgten für zeitlichen 
Verzug, weil das Erreichen der aktuellen Hochhausanforderungen 
zum Teil mit erheblichem und teilweise auch unvorhergesehenem 
Aufwand verbunden war. 
Aktuell ist man bei der NEULAND nicht mehr sicher, die Sanie-
rungsarbeiten von „Peppone“ wie geplant 2023 beenden zu kön-
nen. „Don Camillo“, das dürfte feststehen, wird im nächsten Jahr 
noch nicht bezugsfertig.  h

 



Sanierungsprojekt

„Nicht zu handeln, 
  ist keine Alternative“
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magazin: Herr Brand, die Komplettsanierung der beiden 
Hochhäuser „Don Camillo + Peppone“ in Detmerode ist 
in vielerlei Hinsicht bemerkenswert. Legen wir hier unser 
Hauptaugenmerk auf den großen Begriff der „Nachhaltig-
keit“. Was macht dieses Projekt nachhaltig?
Hans-Dieter Brand: Die besondere Herausforderung – und ge-
nau das macht die Revitalisierung auch so nachhaltig – ist, dass 
wir nicht abreißen und neu bauen, sondern die Gebäude bis auf 
das Betonskelett entkernen und so einen sehr großen Teil an so-
genannter „grauer Energie“ erhalten konnten. Denn besonders 
die Produktion von Beton ist ein enormer Energiefresser und mit 

einer hohen Emission an Treibhausgasen verbunden. Indem wir 
den kompletten Betonrohbau erhalten, können bis zu 60 Prozent 
CO2-Emissionen im Vergleich zum Neubau vermieden werden – 
das schont die Ressourcen und die Umwelt. 

magazin: Der Nicht-Abriss dürfte kaum der einzige Bau-
stein eines Nachhaltigkeitskonzepts sein. Welche Faktoren 
sind bei DC+P außerdem herauszustellen, und wie wirken 
sie sich auf die CO2-Bilanz der Gebäude aus?
Thomas Wilken: Mit Blick auf den Lebenszyklus der Gebäude 
ist die graue Energie schon elementar. Durch den Gebäudetypus 



HANS-DIETER 
BRAND   
Geschäftsführer der 
NEULAND Wohnungs-
gesellschaft mbH

THOMAS WILKEN 
Prokurist bei der  
Braunschweiger Beratungs-
firma energydesign

wirkt sich auch die Kompaktheit positiv auf den Nachhaltigkeits-
aspekt aus: wenig Oberfläche bei großem Volumen und nur ein 
geringer Flächenverbrauch für eine hohe Anzahl an Wohnein-
heiten. Darüber hinaus besteht durch das Konzept einer ganz-
heitlichen Sanierung ein erhebliches Potenzial, den Betrieb ener-
gieeffizienter zu gestalten. Durch die Reduzierung der Verluste 
über die Gebäudehülle, also die Dämmung von Außenwänden 
und Dächern sowie die Erneuerung der Fenster, werden die CO2-
Emissionen um mehr als 70 Prozent reduziert. Dies erfolgt im Zu-
sammenwirken mit dem architektonischen Entwurf, sodass nicht 
nur der Verbrauch sinkt, sondern parallel der Nutzer- und Aufent-
haltskomfort gesteigert werden kann. Das System zur Beheizung 
wird auf niedrige Übergabetemperaturen umgestellt, um auch 
hier zukunftsfähig zu sein. Und zur Senkung der Lüftungswär-
meverluste erfolgt der Luftwechsel kontrolliert, mit der Raumluft-
feuchte als Indikator.

magazin: Die soziale Wohnungswirtschaft steht hinsicht-
lich der Klimaschutzanforderungen mächtig unter Zug-
zwang. Was kann die Branche von DC+P lernen? Kann man 
anhand von DC+P erklären, wie man einen klimaneutralen 
Wohnungsbestand realisiert? Welche Parameter sind ent-
scheidend?
Brand: Wir haben aus diesem Projekt gelernt, dass Abriss und 
Neubau für ein nachhaltiges Bauen nicht immer der ideale Weg 
sind. Nachhaltiger ist definitiv die Nutzung bestehender Gebäu-
de, eine Umnutzung, Modernisierung, Sanierung oder Instand-
haltung – das schafft attraktiven Wohnraum, der nicht durch die 
zusätzlichen Emissionen belastet ist – sofern der Bestand geeig-
net ist. Allerdings kann der Aufwand im Bereich Sanierung enorm 
sein. Bei DC+P beispielsweise spielt eine große Rolle, dass es sich 
um Hochhäuser handelt, für die im Lauf der Jahre seit der Erst-
errichtung die Brandschutzauflagen und die Anforderungen, was 
den Nachweis der Tragfähigkeit angeht, deutlich verschärft wur-
den. Diese müssen bei einer Sanierung, wie wir sie hier durch-
führen, vollständig erfüllt werden. Wenn wir unseren gesamten 
Wohnungsbestand von über 11 000 Wohnungen bis 2045 klima
neutral gestalten wollen, brauchen wir dafür – ganz grob ge-
schätzt – etwa 560 Millionen Euro. Zusätzlich zu dem, was wir im 
Wirtschaftsplan schon eingeplant haben. 

magazin: An anderer Stelle in Wolfsburg haben Sie große 
Wohnkomplexe abgerissen und neue Häuser errichtet. Ging 
die Klimabilanz einer Bestandssanierung dort nicht auf?
Brand: Nicht jeder Bestand eignet sich für eine Sanierung. An 
manchen Stellen war die Substanz so schlecht, dass es einfach 
nicht machbar war. Oder die Art des Gebäudes ist nicht mehr at-
traktiv – so wie etwa das Kettenhochhaus in der Dessauer Straße,  
das wir abgebrochen haben. Die Bedürfnisse von Menschen hin-
sichtlich des Wohnens haben sich in den letzten Jahrzehnten 
verändert. Auch eine Sanierung setzt eine nachhaltige wohnwirt-
schaftliche Nutzung voraus.
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magazin: Der klimaneutrale Umbau des Wohnungsbe-
stands wird Unsummen kosten. Sehen Sie einen Weg, wie 
die ökologischen Ziele wirtschaftlich und sozial verträglich 
erreicht werden können?
Brand: Bei den aktuellen Rahmenbedingungen habe ich da große 
Zweifel. Für unseren Bestand wie oben genannt haben wir einen 
Aufwand von über einer halben Milliarde hochgerechnet – auf ak-
tueller Kostenbasis. Dies lässt sich, auch bei dem aktuellen Finan-
zierungsumfeld, so nicht in unserer langfristigen Wirtschafts- und 
Finanzplanung umsetzen, wenn wir an unserem Auftrag, bezahl-
baren Wohnraum zur Verfügung zu stellen, festhalten. Natürlich 
arbeiten wir – auch im Rahmen der IW2050 – gemeinsam mit 
vielen Kollegen aus der Wohnungswirtschaft an Konzepten zur 
möglichst wirtschaftlichen Umsetzung von Klimaschutzzielen. 
Was aber bleibt, ist, dass die Rahmenbedingungen, allen voran 
die Förderkulisse, von politischer Seite den Herausforderungen 
angepasst werden müssen. 

Wilken: Dass Klimaneutralität und die damit verbundenen Ver-
änderungen nicht kostenneutral sein können, wird aus meiner 
Sicht politisch leider zu wenig kommuniziert. Natürlich werden 
die Maßnahmen Geld kosten. Keine Alternative ist es allerdings, 
nicht zu handeln. Aber die erforderlichen Aktivitäten müssen bitte 
für alle Beteiligten planbar sein. Mit einer stetigen Verschärfung 
von Anforderungen und einer wenig bis gar nicht kalkulierba-
ren Förderkulisse ist ein effektiver Klimaschutz nicht erreichbar. 
In der Konsequenz heißt das, dass die wirtschaftlichsten, schnell 
umsetzbaren und vor allen effizientesten Maßnahmen zur Um-
setzung kommen müssen, um die finanzielle Belastung stemmen 
und die ökologischen Ziele erreichen zu können. 

Die Klimaschutzvorgaben sind für die Sektoren Energie, Ge-
bäude, Industrie, Verkehr, Landwirtschaft und Abfall definiert. 
So soll der Gebäudesektor seine Treibhausgasemissionen bis 

2030 um gut 40 Prozent verringern. Das gelingt nicht mit teuren 
Dämmmaßnahmen, weder zeitlich noch kostenmäßig und schon 
gar nicht mit den vorhandenen Personalkapazitäten in der Pla-
nung wie im Handwerk. Auch mit pauschalen und zumeist abs-
trakten Effizienzhauszielen kommen wir nicht voran, sondern nur 
durch den konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien und der 
Dekarbonisierung der Versorgungsnetze, also mit dem Zusam-
menwirken der Sektoren. Energie aus erneuerbaren ist mittler
weile günstiger als aus konventionellen Quellen. 

Nur passen die regulatorischen Rahmenbedingungen auch 
nach Jahren immer noch nicht zu den erforderlichen Maßnah-
men. Den Druck an dieser Stelle weiter gemeinsam zu erhöhen, 
würde zu einer Entlastung der Sanierungsbudgets führen und 
ebenso die Kosten für die Energieversorgung stabilisieren, im 
günstigsten Falle senken. 

Die Zeit drängt, die Gebäudeeffizienz zu steigern. Nicht die 
letzte, ingenieurmäßig eingesparte Kilowattstunde zählt, sondern 
übertragbare Maßnahmen wie digitale Erfassungsstrukturen von 
Verbrauchswerten zur zeitnahen Bewertung, Leitungsdämmun-
gen und ein effizienter Betrieb von Anlagen. Dämmmaßnahmen 
und eine ganzheitliche Sanierung sollten dann erfolgen, wenn der 
Lebenszyklus der Gebäude dies erforderlich macht. Wenn auch 
die Energiewirtschaft ihren Beitrag leistet und die Bereitstellung 
von Wärme und Strom mit deutlich weniger Treibhausgasemissio-
nen verbunden sein wird, lassen sich Nutzen, Behaglichkeit und 
Bezahlbarkeit bei den Projekten in den Vordergrund stellen.

magazin: Vielen Dank für das Gespräch.   h

Sanierungsprojekt

Hans-Dieter Brand und der kanadische Architekt 

Chris Doray auf der Baustelle.
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Kronsrode

Bagger statt Trecker: In 
Kronsrode geht es voran

Hannover. In Hannover-Kronsrode, auf der größten niedersäch-
sischen Wohnungsbaustelle, geht es rasant voran. „Es ist keine 
zwei Jahre her, da wurden hier noch Felder bewirtschaftet“, blick-
te die örtliche Presse kürzlich fast etwas wehmütig zurück. Doch 
am südöstlichen Zipfel der Landeshauptstadt hat sich das Bild 
seitdem komplett verändert. Bagger statt Trecker, Bauhandwerker 
statt Landwirte – das ist jetzt die Realität. 

Einen großen Anteil an der Wohnungsbautätigkeit haben 
vdw-Mitgliedsunternehmen. Ende September konnte der Spar- 
und Bauverein die ersten der 97 Neubauwohnungen an die Mie-
ter übergeben. In diesem Jahr gewährt die Genossenschaft noch 

eine „Matschprämie“ und mindert die Quadratmetermiete um 
einen Euro, im nächsten Jahr immerhin noch um 50 Cent. Neben 
den Mietwohnungen umfasst das Bauprojekt auch eine Tages-
pflege mit 15 Plätzen sowie eine Pflegewohngemeinschaft mit 
zwölf Zimmern. Die Bausumme betrug knapp 31 Millionen Euro. 

In direkter Nachbarschaft stehen die KSG Hannover und die 
städtische Wohnungsgesellschaft hanova kurz vor der Beendi-
gung ihrer ersten Bauabschnitte. Die 132 Wohnungen der KSG 
werden seit Anfang November bezogen. hanova wird ihre 133 
Wohnungen vom kommenden Februar an vermarkten. Bei einem 
gemeinsamen Baustellenfest sagten die Geschäftsführer Karsten 

vdw-Mitgliedsunternehmen investieren eine halbe Milliarde Euro

Baustellenbesichtigung: hanova-Geschäftsführer Karsten Klaus, 

KSG-Chef Karl Heinz Range, Bürgermeisterin Monica Plate und 

Stadtbaurat Thomas Vielhaber.
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Klaus (hanova) und Karl Heinz Range (KSG): „Wir freuen uns, dass 
wir zusammen dafür sorgen können, dass Kronsrode bereits jetzt 
zum Leben erwacht.“ Gemeinsam investieren die beiden kommu-
nalen Unternehmen im ersten Bauabschnitt 79 Millionen Euro. 

Die drei Wohnungsunternehmen widmen sich nun den weite-
ren Bauabschnitten.  Allein hanova realisiert in dem von großzügi-
gen Grünflächen durchzogenen Quartier in den nächsten Jahren 
in drei Bauabschnitten rund 300 Wohnungen, eine Kindertages-
stätte sowie vier Gewerbeeinheiten. Der Spar- und Bauverein er-
richtet weitere 89 Wohnungen. Die KSG legt noch einmal knapp 
130 Wohnungen nach. 

Um der städtebaulichen Verantwortung nach attraktivem und 
bezahlbarem Wohnraum gerecht zu werden, hatten sich Teile der 
hannoverschen Wohnungswirtschaft für eine Verbundlösung ent-
schieden und die „IG Mitte“ gegründet. KSG, meravis, Delta Bau, 
Gundlach, hanova und der Spar- und Bauverein investieren etwa 
500 Millionen Euro und realisieren rund 1  300 Wohnungen und 
Reihenhäuser sowie Gewerbeflächen.  h

Sommerfest von KSG und hanova in Kronsrode-Süd

Die Vorstände des Spar- und Bauvereins Udo Frommann  

(von links) und Rainer Detjen sowie Bezirksbürgermeister  

Bernd Rödel (rechts) begrüßen Annika und Marcello D’Onofrio, 

die ersten „spar+bau“-Mieter in Kronsrode.

27



Jubiläum

Hannover.  Am 1. Juli 1952 stirbt der hannoversche Architekt 
Franz Kühnemann. Damit tritt seine testamentarische Verfügung 
in Kraft, sein Vermögen, seine Wohngebäude und Grundstücke 
in eine gemeinnützige Stiftung zu überführen. Zweck der Stif-
tung ist, aus dem Vermögen und den Einnahmen gesunde und 
preiswerte Wohnungen zum Wohle der Allgemeinheit zu erstel-
len oder zu erwerben und zu bewirtschaften. Sieben Jahre später 
wird die Franz-Kühnemann-Stiftung als gemeinnütziges Woh-
nungsunternehmen anerkannt. 

Zum 70-jährigen Bestehen blickt die Stiftung auf einer eigens 
dafür gestalteten Internetseite auf ihre Geschichte zurück. Die di-
gitale Zeitreise durch sieben Jahrzehnte beleuchtet nicht nur die 
Entwicklung der Stiftung als sozial orientierter Vermieter, sondern 
rahmt die Unternehmenshistorie mit Bildern und Videos von welt-
geschichtlichen Ereignissen ein. Außerdem kommen Bewohner 
und „Ehemalige“ zu Wort – unter anderem das Ehepaar Raabe, 
dem die Stiftung „seit 65 Jahren ein guter und vor allem verläss-
licher Vermieter“ ist. 

Die Stiftung verfügt aktuell über 281 Wohnungen in 24 Ge-
bäuden – in erster Linie im Stadtteil Hannover-Döhren.  h

Ein guter und verlässlicher Vermieter 
70 Jahre Franz-Kühnemann-Stiftung
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www.bosch-einfach-heizen.de Noch Fragen: bit.ly/bosch-wowi1 oder QR-Code scannen:

Bosch kann Heizungs-Power!

Große Aufgaben nachhaltig gelöst
Kompakt, einfach installiert und in Kaskade bis zu 150 kW Leistung

Luft-Wasser-Wärmepumpe 
Compress 5000 AW:

▶  Die nachhaltige Lösung für 
  Mehrfamilienhäuser und Gewerbe

▶  Geringe Stellfläche und 
  einfache Installation

▶  Einfache Modernisierung 
  Vorlauftemperatur von 65 ℃ 

▶  Schalloptimiert für den 
  Einsatz in Wohngebieten

▶  Erstklassige Zugänglichkeit 
  bei Wartung und Service

Bis zu
45%

Förderungmöglich!
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D ie Wohnungswirtschaft muss, wie alle anderen Sektoren 
auch, ihren Beitrag zum Erreichen der CO2-Ziele leisten. 
Das Bauen mit Holz kann dabei eine entscheidende Rolle  

spielen. Aus diesem Grund hat der vdw eine Exkursion nach 
Bad Aibling und München angeboten, um interessierten Teil

nehmenden neben der größten Holzbausiedlung Deutschlands, 
dem Prinz Eugen Park in München, auch die Musterhaussiedlung 
der Firma B&O in Bad Aibling zu präsentieren. Neben interessan-
ten Vorträgen zur Quartiersentwicklung wurden detaillierte Ein-
blicke in die Konstruktionen der Architekten gewährt.
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Hannover.  Die Initiative des vdw, mit verschiedenen Verbänden, 
dem zuständigen Ministerium und Akteuren aus der Wohnungs-
wirtschaft das bisherige System der pauschalen Schaffung von 
rollstuhlgerechten Wohnungen zu durchbrechen, hat im Jahr 
2019 Früchte getragen. Intensive Diskussionen, ob und wie bar-
rierefreie Wohnungen im Neubau ausgestattet werden sollten, 
führten am Ende zur Änderung des § 49 der NBauO.

Ob diese praxistauglich ist, soll nun evaluiert werden. Dazu 
hat das Niedersächsische Bauministerium alle beteiligten Grup-
pen befragt. Man darf gespannt sein, wie die Erfahrungsberichte 
aus den Unternehmen ausfallen. Ob das Ziel erreicht wird, nur 
noch die Wohnungen differenziert auszustatten, für die es einen 
tatsächlichen Bedarf gibt, ist die zentrale Frage. Denn dringend 
benötigten Wohnraum aufwendig und teuer barrierefrei auszu-
statten, um ihn dann mangels Nachfrage an uneingeschränkte 
Menschen zu vermieten, ist und war nie das Bestreben. 

Am Beispiel der Lichtschalter einer solchen Wohnung, die 
auf 90 anstatt wie üblich auf 110 Zentimeter Höhe an der Wand 
montiert werden, wird deutlich, dass das nur dann Sinn ergibt, 
wenn die Wohnung von Menschen genutzt wird, für die diese 
Höhe zum selbstbestimmten Leben notwendig ist. Für alle ande-
ren, im Zweifel auch jene ohne Handicap, die diese Wohnung 
dann tatsächlich bewohnen, ist die niedrige Schalterhöhe eher 
hinderlich und unbequem. Eine Ausstattung ist somit nur dann 
sinnvoll, wenn es auch einen tatsächlichen Bedarf dafür gibt.

Die in der Arbeitsgruppe gefundene Lösung sieht seit 2019 
vor, dass eine Wohnung nur dann mit jeweils den Einschränkun-
gen entsprechenden Hilfsmitteln gem. DIN 18040-2 ausgestat-
tet werden muss, wenn es einen tatsächlichen Bedarf dafür gibt 
(veröffentlicht im Niedersächsischen Ministerialblatt 5324 vom 
24.01.2019, Nr. 3., S. 198). Sollte dies nicht der Fall sein, können 
die Wohnungen wie üblich ausgestattet und frei am Markt für 
alle Interessenten angeboten werden. Lediglich der notwendige 
Flächenbedarf für sog. R-Wohnungen unterscheidet diese Woh-
nungen dann von „Standardwohnungen“, um sicherzustellen, 
dass diese bei Bedarf aufgerüstet werden können.

Für den Bedarfsnachweis wurde seinerzeit die Internetplatt-
form www.adira.de vom Blinden- und Sehbehindertenverband 
Niedersachsen geschaffen. Sie soll Wohnungsunternehmen die 
Möglichkeit bieten, entsprechende Neubauwohnungen zielge-
richtet den potenziellen Nutzern anzubieten. Sofern sich hier kein 
Mietverhältnis ergibt, kann dann wie oben beschrieben verfahren 
werden. 

Wir gehen davon aus, dass die gefundene Lösung im § 49 
NBauO auch in der Zukunft Bestand hat und der Ausbau unge-
nutzter R-Wohnungen nicht erfolgen muss. h

Barrierefreiheit gem. § 49 NBauO – 
Drei Jahre Praxiserfahrung

Wie soll sie heißen?

VON HIRAM KAHLER  TECHNISCHER REFERENT BEIM VDW NIEDERSACHSEN BREMEN

adira.de
findet Wohnraum ohne Barrieren

Hannover. Das Land Niedersachsen wird eine landeseigene Wohnungsgesellschaft gründen. 
Eine der Kernfragen: Wie soll das Unternehmen heißen? Wer könnte diese Frage besser beantworten, 
als die Leser des vdw magazins. Wie würden Sie das Unternehmen taufen? Wir freuen uns auf Ihre 
Vorschläge, bitte bis zum 16. Dezember per E-Mail an c.ens@vdw-online.de. Wir leiten die besten, 
fantasievollsten und seriösesten Ideen dann an die Landesregierung weiter.
Herzlichen Dank für Ihre kreative Mitarbeit. 
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in einem Blockseminar die „Marke vdw“ 
und die Kommunikationsarbeit des Ver-
bands analysieren und neue kommuni-
kationsstrategische Ansätze erarbeiten. 
Dabei steht auch der verstärkte Einsatz 
sozialer Medien im Fokus. 

Hannover.  Erstmals hat der vdw ein Stu-
dentenprojekt mit dem Institut für Journa-
listik und Kommunikationsforschung an 
der Hochschule für Musik, Theater und 
Medien Hannover gestartet. Voraussicht-
lich bis Januar werden die Studierenden 

Das Seminar ist in Absprache von 
Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt 
und Kommunikationsprofessor Christoph 
Klimmt zustande gekommen. Die Ergeb-
nisse werden nach Abschluss des Projekts 
den vdw-Mitgliedsunternehmen vorge-
stellt. h

Premiere: Kommunikationsprojekt 
mit Studenten

Hannover.  Wie können wir künftig preiswerten Wohnraum neu 
bauen, alte Bestände modernisieren und gleichzeitig die Anforde-
rungen des Klimaschutzes erfüllen? Wie kommen wir durch die 
Energie- und Gaskrise und machen die Bestände zukunftsfit?

Diese und andere Fragen treiben die Wohnungswirtschaft 
derzeit um, und es war Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt 
ein großes Anliegen, die zentralen Botschaften des vdw noch vor 
der Landtagswahl in Niedersachsen mit der Landespolitik und den 
Mitgliedsunternehmen zu diskutieren – und zwar live und erreich-
bar für jedermann, im bewährten Format der WohWi-Talks.

Nach der politischen Sommerpause war Niedersachsen gut 
sichtbar in den Wahlkampf eingestiegen. Der vdw Niedersachsen 
hatte daher die im Landtag vertretenen Fraktionen eingeladen, 

der Wohnungswirtschaft Rede und Antwort zu stehen. Digital 
empfangen werden konnten Martin Bäumer (CDU), Christian 
Meyer (GRÜNE) und Susanne Schütz (FDP), alles ausgewiesene 
Fachleute ihrer Fraktionen und bestens mit den verwinkelten De-
tails der Wohnungs-, Bau und Förderpolitik vertraut.

„Die Botschaften der Talks waren sehr unterschiedlich“, fasst 
Dr. Susanne Schmitt die drei gut besuchten WohWi-Talks zusam-
men, „aber es ist absehbar, dass es in der nächsten Legislatur-
periode wichtige Entscheidungen in Wohnungspolitik und Woh-
nungsbau geben wird.“ Ihrer Auffassung nach ist es wichtig, den 
direkten Draht zur Landespolitik nicht nur zu suchen, sondern 
auch zu pflegen: „Nur so können wir im Bedarfsfall auch direkt 
mit den Entscheidern sprechen“, so Dr. Schmitt. h

WohWi-Talks zur Landtagswahl 
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Gestiegene Energie- und Lebensmittel-
preise sowie Sorgen vor einer Gasmangel-
lage und einer weiter steigenden Inflation 
wirken in alle Bereiche unserer Gesell-
schaft. Der vdw Niedersachsen Bremen 
hat sich daher frühzeitig für die Kampa-
gne der Niedersächsischen Landesregie-
rung „Gemeinsam durch die Energiekri-
se“ engagiert. 

Auf der Internetseite https://www.
niedersachsen.de/energiekrise findet 
man viele Informationen über die weitere 
Entwicklung im Bereich der Energiever-
sorgung, zu Einsparmöglichkeiten, zu den 
Maßnahmen der Landesregierung sowie 
zu Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen.

Besonders praktisch sind die Informa-
tionen zum Energiesparen – auch mehr-
sprachig. Die Flyer etc. können hervor-
ragend für die Mieterkommunikation 
genutzt werden. 

Das gilt auch für die Beratungs- und 
Hilfsangebote, die auf der Website über-
sichtlich dargestellt sind.  h
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Eine Daloc Wohnungseingangstür stoppt nicht nur Langfinger, sie schützt 
auch vor Lärm, Feuer und Rauch – egal, ob giftig oder vom Nachbarn. 
Durch ihr einzigartiges Design hält die Tür über lange Zeit, ohne dabei 
ihre Schutzeigenschaften einzubüßen. Ein sicheres Investment für Sie  
und Ihre Projekte – und für jeden, der hinter der Tür leben wird. 

Erfahren Sie mehr über die ultimative  
Wohnungseingangstür auf daloc.de

Die Tür, die alle 
wichtigen Dinge  
im Leben schützt. 
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Technischer Ausschuss erlebt 
turbulente Exkursion

Von Studienreisen des Technischen Ausschusses gab es schon im-
mer viel zu berichten. Die diesjährige Tour hingegen dürfte noch 
länger nachhallen als gewöhnlich. Zunächst stand ein Besuch bei 
Professor Timo Leukefeld im sächsischen Freiberg an. Im Mittel-
punkt der Gespräche stand die Frage: „Wie geht das jetzt mit Suf-
fizienz und Lowtech?“. Beim Heizen kristallisiert sich zunehmend 
der Wandel zur Elektrifizierung der Gebäudebeheizung heraus, 
der unterstützt durch großzügige Photovoltaikanlagen einen ho-
hen Autarkiegrad der Gebäude ermöglicht. Über Dresden führte 
die Reise weiter nach Leipzig. Energieversorgung unter den Fol-
gen des Kriegs in der Ukraine spielte auch dort eine zentrale Rolle. 

Doch ehe es inhaltlich weitergehen konnte, wurde die Reise
gruppe durch die Entschärfung einer Weltkriegsbombe in der 
Leipziger Innenstadt ausgebremst. So fiel der Austausch mit der 
Unitas Wohnungsgenossenschaft aus, und auch das gebuchte 
Hotel konnte erst mit stundenlanger Verzögerung erreicht wer-
den. 

Nach einer kurzen Nacht wurde das Programm in Dessau fort-
gesetzt. Eindrucksvoll wurde dort über die historische Entwick-
lung des Bauhauses und seiner Akademie berichtet. Schon damals 
lautete die Maxime „Less is more“, und sie wurde unter anderem 
im Wohnungsbau umgesetzt. Die Besichtigung der Meisterhäu-
ser von Walter Gropius bildete den angemessenen Abschluss der 
diesjährigen Studienreise.

Berichte aus den 
Fachausschüssen

Fachausschüsse34



Fachausschuss Digitalisierung 
wertet ERP-Umfrage aus
Im vergangenen Sommer hatte der vdw in Zusammenarbeit mit 
dem Fachausschuss Digitalisierung die Mitgliedsunternehmen zur 
ERP-Ausstattung befragt. Mehr als 60 Unternehmen hatten sich 
schließlich an der Umfrage beteiligt. In seiner Oktobersitzung hat 
sich der Fachausschuss erstmals mit den Ergebnissen befasst. Aus-
schussvorsitzender Thorsten May hatte einige aufschlussreiche 
Grafiken vorbereitet. Eine ausführlichere Auswertung wird den 
vdw-Mitgliedern demnächst online zur Verfügung gestellt. Weitere  
Themen in der Ausschusssitzung: Schwierigkeiten bei der Um-
stellung auf Yuneo, digitale Unterstützung bei der Erreichung der  
Klimaziele, Vorstellung der GdW-Plattform DigiWoh. 

Fachausschuss-Personal setzt auf 
digitale Zusammenarbeit

Wie kann man der Vielfalt relevanter Personal-Themen begegnen? 
Mit Vielfalt! Und dafür braucht es neben den Sitzungen einen ge-
eigneten Arbeitsrahmen. Nach dem Motto „save enough to try” 
hat sich der Ausschuss eine digitale Plattform zur Kommunikation 
und Zusammenarbeit auf Basis von Microsoft Teams aufgebaut. 
Dort gibt es neben verschiedenen Themenkanälen auch andere 
Möglichkeiten, schnell die richtigen Dialogpartner und Informa-
tionen zu finden und sich in Mini-Arbeitskreisen zu organisieren. 
Natürlich lassen sich auch Online-Termine leicht abbilden, sodass 
auch die Zeit zwischen den eigentlichen Sitzungen optimal ge-
nutzt werden kann. Damit der digitale Arbeitsort funktionieren 
kann, kommt es auf die Befähigung aller Beteiligten an. Deswegen 
gab es kompakte Teams-Schulungen durch die Fachausschuss-Vor-
sitzende Catherine Hahne (meravis). Und wie war die Resonanz? 
Catherine Hahne sagt: „Manch einer sammelt gerade neue Er-
fahrungen in puncto Zusammenarbeit. Andere sind glück-
lich, dass sich die Ausschussarbeit fließend in ihre Arbeits-
umgebung einfügt. Themen wie der digitale Arbeitsort und 
damit einhergehende Anforderungen an Kommunikation 
und Zusammenarbeit werden unterschiedlich gewichtet. 
Die einen sind vollständig zur Zusammenarbeit in Präsenz 
zurückgekehrt, die anderen überführen ein mitunter um-
fassendes Angebot mobilen Arbeitens oder Homeoffice in 
langfristige Strukturen. Notwendigkeit und Nutzen solcher 
Strukturen werden derzeit mitunter sehr unterschiedlich 
eingeordnet.“ 

Anders sieht das bei der Zahlung der Inflationsausgleichs
prämie aus. Hier ist nahezu bei allen Zurückhaltung zu spüren. 
Ausschlaggebend sind die wirtschaftlichen Parameter, die Leistun-
gen während der Corona-Zeit (Arbeitsplatzsicherheit und Prämie) 
sowie die Tarifverhandlungen 2023. (Praxistipp: Für tarifgebundene  
Unternehmen ist es wichtig, freiwillige Zahlungen unter den Vor-
behalt der Anrechnung auf etwaige künftige tarifliche Ansprüche 
zu stellen). Und dann gibt es noch Themen mit Potenzial für den 

gemeinsamen Verbandsgedanken, beispielsweise externe Be-
ratungsangebote für Mitarbeiter und Führungskräfte. Oft sind 
solche Angebote für kleinere Unternehmen wirtschaftlich nicht 
angemessen darstellbar. Aufgrund der sehr guten Erfahrungen 
mehrerer Mitgliedsunternehmen wird der Ausschuss hier noch 
einmal genauer hinschauen, ob Kooperationen ermöglicht werden 
können. So könnten alle Verbandsunternehmen von der Arbeit 
des Ausschusses profitieren.  h

Welche Wohnungswirtschaftliche Kern-Software (ERP-System) setzt ihr 
Unternehmen ein ?
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Neubau VII  
i Die Bebauung des Neubaugebiets Gartenstadt Werdersee in Bremen geht voran: Die 
Bremer Bausenatorin Dr. Maike Schaefer und GEWOBA-Vorstandsmitglied Dr. Christian 
Jaeger legten kürzlich den Grundstein für einen weiteren Neubau am Werdersee. Die 
GEWOBA baut ein barrierefreies Mehrparteienhaus mit insgesamt 36 preisgebundenen 
Mietwohnungen. Fertigstellung: Anfang 2024. Energieeffizienz wird in dem Gebäude 
großgeschrieben; die GEWOBA strebt das Qualitätssiegel für nachhaltigen Wohnungsbau 
NaWoh/QNG an. 

Neubau III  
Die kwg Hildesheim baut in Sarstedt 48 
barrierefreie und öffentlich geförderte 
Wohnungen. Die Zwei- bis Vier-Zimmer-
Wohnungen sind zwischen 40 und 80 
Quadratmeter groß und verfügen über Ter-
rasse oder Balkon. Geplante Fertigstellung: 
Januar 2024. 

Neubau II  
Die gwk Uelzen wird in Ebstorf 23 barriere
freie Zwei-Zimmer-Wohnungen bauen. 
Das Gebäude wird dem KfW 55-Standard  
entsprechen. Beheizt wird es ausschließlich 
mit einer Wärmepumpe. Die Baukosten 
werden mit rund drei Millionen Euro an-
gegeben. 

Neubau I  
i Die Volksheimstätte in Göttingen errich-
tet derzeit mit KfW-Förderung 18 Zwei-
Zimmer-Wohnungen auf dem Leineberg. 
Die Fertigstellung ist im Frühjahr geplant. 

Neubau VI  
Die Wohnungsbau Grönegau sieht sich bei ihrem Bauprojekt Neue Mitte-Nord in Melle 
vor immer größere Herausforderungen gestellt. Im ersten und zweiten Bauabschnitt sind 
zunächst insgesamt 64 Mietwohnungen (davon 24 öffentlich gefördert) und ein Jugend-
zentrum geplant – insgesamt sollen in dem Quartier bis zu 180 Wohneinheiten entstehen. 
Doch aktuell, so schildert es Geschäftsführer Dirk Hensiek der örtlichen Presse, „kommen 
sämtliche Krisen auf der Baustelle an“. Folgen: Steigende Kosten, und die geplanten Fer-
tigstellungstermine müssen verschoben werden. Wann der dritte Bauabschnitt begonnen 
werden kann, ist derzeit nicht klar. Ziel ist es nach Hensieks Worten, trotz allem die Mieten 
nicht ins Uferlose laufen zu lassen. Kostendeckende Mieten von 15 Euro seien in Melle 
jedenfalls „nicht marktfähig“. Unter Umständen müsse an der Bauausführung gespart 
werden. 

Großbaustelle  
Die Wohnungsgenossenschaft Göttingen 
saniert von Grund auf bis Ende dieses Jah-
res ein fünfgeschossiges Punkthaus (Bau-
jahr 1970) im beliebten „Ostviertel“. Die 
35 kompakten Zwei-Zimmer-Wohnungen 
bleiben während der Umbauphase be-
wohnt. Unter anderem werden Bäder und 
Küchen in einer Strangsanierung erneuert, 
der energetische Zustand des Gebäudes 
verbessert und der Hauseingang barriere-
frei umgebaut. 

Neubau IV  
Der Spar- und Bauverein eG Hannover baut 
im Stadtteil Ricklingen ein Mehrfamilien-
haus mit elf Wohnungen im KfW-Standard 
40 EE (erneuerbare Energien). Das Gebäu-
de wird nicht mit fossilen Energien ver-
sorgt. Baukosten: rund 4,7 Millionen Euro. 

Neubau V  
Die Kreiswohnbau Osterode am Harz / 
Göttingen baut in Osterode zehn frei  
finanzierte Mietwohnungen. Die Fertig-
stellung ist für den kommenden Sommer 
geplant. Schon jetzt sind alle Wohnungen 
vergeben. Der Mietpreis wird bei 8,50 Euro 
pro Quadratmeter liegen.
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Ökologisch I  
Die Nibelungen Wohnbau GmbH Braunschweig hat in der Herbst-
ausgabe ihrer Mieterzeitung einen Überblick über energetische 
Sanierungsprojekte sowie die Installation von Solaranlagen und 
Wärmepumpen in den vergangenen 20 Jahren gegeben. Bereits 
2003 wurde eine solarthermische Anlage in Betrieb genommen. 
Jahr für Jahr folgten weitere Maßnahmen: 2010 beispielsweise 
der Anschluss an das Braunschweiger Fernwärmenetz, 2013 die 
Anbindung an ein Holzheizkraftwerk, seit 2020 der Bau eines Nah-
wärmenetzes, 2021 die erste Solarstromanlage und 2022 die ers-
ten Wärmepumpen. Begleitet wird der Umbau durch verschiedene 
Forschungsvorhaben, die die kommunale Wohnungsgesellschaft 
seit 2013 mit der Ostfalia Hochschule und der TU Braunschweig 
durchführt.  

Ökologisch III  
Die hannoversche Wohnungsgenossen-
schaft Heimkehr will überall an ihren Lie-
genschaften jeweils einen Baum pflanzen. 
„Mein Haus, mein Baum“ heißt die Aktion. 
Vorstand Martin Schneider hat beim Ein-

pflanzen der ersten beiden Apfelbäume 
tatkräftig mitgeholfen. Insgesamt will die 
Heimkehr in den nächsten zehn Jahren 
500 Bäume pflanzen. Auch im Solling 
setzt die Genossenschaft ihre Nachhaltig-

keitsstrategie um: Bei einem sogenannten 
Social Day haben 60 Mitarbeiter auf einer 
drei Hektar großen Fläche 1 000 Bäume 
gepflanzt: Lärchen, Schwarznüsse, Rot-
eichen und Douglasien. 

Ökologisch IV  
Auch die Lüwobau in Lüneburg unterstützt ein Pflanzprojekt. Sie 
hat ein rund 140 Quadratmeter großes Grundstück für den ersten 
„Tiny Forest“ in der Stadt zur Verfügung gestellt. 713 Setzlinge 
wurden vergraben; schon in drei Jahren sollen die Bäume rund 
zwei Meter groß sein. 

Ökologisch V  
Die GBN Nienburg betritt bei der Modernisierung eines 10-Fami-
lien-Hauses neue Wege. Gemeinsam mit den örtlichen Stadtwerken 
wurde die im ersten Bauabschnitt installierte Gas-Brennwertther-
me mit ergänzender Wärmepumpe noch effizienter umgerüstet. 
Durch Erdwärme-Tiefenbohrungen wurde der Anteil der Wär-
mepumpe nachhaltig erhöht. In einem benachbarten Gebäude  
soll dieses Modellprojekt im kommenden Jahr sogar noch erweitert 
werden. 

Zeitgemäß  
Die Siedlung Cuxhaven hat ihren Internetauftritt runderneuert. 
Jetzt präsentiert sich das kommunale Wohnungsunternehmen 
unter www.siedlung.de modern und kundenorientiert. 

Ökologisch VI  
Die GSG OLDENBURG unterstützt aus Anlass ihres 100-jährigen 
Bestehens die Arbeit des NABU vor Ort. Auf elf GSG-Flächen wur-
den 2 000 Quadratmeter Blühwiesen angelegt. Darüber hinaus 
wurde das Pflegemanagement an einigen Standorten verändert. 
Dort wird nun nur noch zweimal jährlich gemäht und das Mähgut 
im Anschluss drei Tage liegen gelassen. So verbleiben die Samen 
auf der Fläche. Die GSG möchte auf diesem Weg zur Insektenviel-
falt beitragen. 

Ökologisch II  
Auch die Wolfsburger Wohnungsgesellschaft NEULAND widmet 
sich in ihrer Kundenzeitung dem Thema „CO2-Einsparung im 
Wohnungsbestand“. Neben zahlreichen baulichen Maßnahmen 
ist ein zentraler Baustein die Optimierung der Einstellungen an 
den Fernwärme-Übergabepunkten. Außerdem hat die NEULAND 
für 68 Wohnungen im Quartier Goethepark sowie im Suhlengar-
tenkarree und in der Neuen Burg PV-Anlagen und ein Geother-
mie-Konzept realisiert. Außerdem: Die 475 Quadratmeter große 
PV-Anlage auf dem Verwaltungshaus der NEULAND deckt mehr 
als ein Drittel des Gesamtverbrauchs von Büroräumen und Werk-
stätten ab. 
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Hoher Besuch  
h Auf Einladung der Nibelungen-Aufsichtsratsvorsitzenden  
Annette Schütze hat sich Bundesbauministerin Klara Geywitz 
über das abgeschlossene Großbauprojekt Alsterplatz in der 
Braunschweiger Weststadt informiert. Nibelungen-Geschäftsfüh-
rer Torsten Voß führte die Ministerin durch das neu geschaffene 
Viertel und gab kurze Einblicke in die dortige betreute Wohn
pflegegemeinschaft und die von der Nibelungen gebaute Integ-
rierte Gesamtschule Wilhelm Bracke. Zum Abschluss kehrte die 
Besuchsgruppe zum Gespräch ins Café Zimtschnecke ein, nicht 
ohne die Spezialität des Hauses, die Zimtschnecken, zu probieren. 

Diskussion  
GdW-Präsident Axel Gedaschko, Dr. Chris-
tian Pape (Vorstand Stader Wohnstätte) 
und Stefan Conath (Vorstand Buxtehuder 
Wohnungsbaugenossenschaft) haben in 
einer öffentlichen Diskussionsrunde im 
Kreishaus Stade die aktuellen Herausfor-
derungen für die Wohnungswirtschaft be-
tont. Gedaschko betonte unter anderem 
die sozialen Probleme, die aus den hohen 
Baukosten resultieren: „Wir können in 
Deutschland nicht mehr für den Normal-
verbraucher bauen.“ 

Videothek  
Die Wohnungsgenossenschaft Hameln 
bietet auf ihrer Homepage den Mietern 
einen besonderen Informationsservice. In 
einer „Videothek“ sind sechs kurze Filme 
rund ums Thema Energiesparen einge-
stellt. Richtig heizen, klug lüften, Schimmel 
vermeiden – dies sind nur einige Themen, 
die die WGH auf diese Weise aufgearbeitet 
hat. 

Nachhaltig  
i Die kommunale Wohnungsgesellschaft allerland in Celle hat 
in Zusammenarbeit mit dem vdw erstmals einen Nachhaltigkeits-
bericht erstellt und ist somit auch in den Kreis der DNK-Entspre-
chenserklärungen aufgenommen worden. Geschäftsführer Man-
fred Lork betont: „Unser gemeinsamer Weg in eine klimaneutrale 
Zukunft des Wohnens ist geprägt durch die drei Dimensionen der 
Nachhaltigkeit – Ökonomie, Ökologie und soziales Engagement. 
Unsere Aufgabe war und ist es, breite Schichten der Bevölkerung 
mit zeitgemäßem Wohnraum zu marktgerechten Preisen zu ver-
sorgen. Wir sehen Wohnen als Wirtschafts- und Sozialgut an.“

Farbenfroh  
Die NEULAND Wohnungsgesellschaft 
und das Bundesprogramm „Demokratie  
leben!“ haben in Wolfsburg-Westhagen 
ein Graffiti-Projekt für Jugendliche unter-
stützt. Unter dem Motto „Westhagen 
sprüht vor Vielfalt“ setzten die Nachwuchs-
künstler viele bunte Akzente im Stadtteil.  

Gute Werbung  
i Bei der „Langen Nacht der Berufe“ in 
Hannover haben zahlreiche junge Frauen 
und Männer am Stand der KSG Hannover 
Informationen „aus erster Hand“ erhalten. 
Denn dort haben KSG-Azubis selbst für die 
Ausbildung zur Immobilienkauffrau oder 
zum Immobilienkaufmann geworben. Im 
Vordergrund stand, den Beruf in all seinen 
interessanten Facetten vorzustellen. Das 
Konzept ging voll auf, der Stand war stets 
dicht umlagert. 

So präsentiert die  
allerland ihr Nachhaltig-
keitskonzept



Fertig I  
i Die Wohnungsbaugenossenschaft Osnabrück hat zwei Mehr-
familienhäuser mit insgesamt 46 modernen Wohnungen zu be-
zahlbaren Mieten fertiggestellt. Alle Wohnungen verfügen über 

einen Balkon oder Dachterrasse und sind barrierearm. Die Gebäu-
de werden über Luftwärmepumpen und eine Photovoltaikanlage 
versorgt. 

Fertig II  
i f  Die Städtische Wohnungsbaugesell-
schaft Göttingen hat in der „Grünen Mit-
te Ebertal“ einen weiteren Neubau an die 
Mieter übergeben. Insgesamt 38 barriere-
freie Wohnungen sind nach knapp 20-mo-
natiger Bauzeit fertiggeworden. Auch die 
Modernisierung von vier Gebäudezeilen 
„Am Steinsgraben“ ist mittlerweile abge-
schlossen. swb-Geschäftsführerin Claudia 
Leuner-Haverich hebt bei der Quartiers-
sanierung die gute Klimabilanz und den 
hohen Anteil an erneuerbaren Energien 
hervor. Fertigstellung ist imkommenden 
Herbst. In unmittelbarer Nachbarschaft 
plant die Genossenschaft weitere 29 Woh-
nungen gleicher Bauart.

Fertig III  
Der Beamten-Wohnungs-Verein Hildesheim hat im neuen Stadtquartier „Ostend“ das 
sogenannte Baufeld 7 zum Abschluss gebracht. Anfang Dezember wird die Fertigstellung 
gefeiert. Mehrere Läden sind bereits eingezogen, ein Drogeriemarkt und eine Restau-
rantkette folgen im nächsten Jahr. Bezogen sind – zumindest teilweise – auch schon die 
Servicewohnungen der Caritas und die inklusiven Wohngemeinschaften der Diakonie. 
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Platz für Kinder  
h Die Nibelungen Wohnbau GmbH erstellt 
im Braunschweiger Stadtteil Schwarzer 
Berg eine Kindertagesstätte für fünf Grup-
pen. Um Fläche für den Neubau zu gewin-
nen, musste der ehemalige Schulsport-
platz weichen, dafür hat die Nibelungen 
im Jahr 2021 als Ersatzfläche einen neuen 
Schulsportplatz auf dem Schulgrundstück 
gestaltet, inklusive Tartanbahn und Fuß-
ballrasen. Das Gesamtgelände der KiTa ist 
3 580 Quadratmeter groß.

Kooperation  
i Die Vorstände der Gifhorner Wohnungsbau-Genossenschaft, 
Regina Wolters und Andreas Otto rechts, haben mit dem Kultur-
verein Gifhorn einen Kooperationsvertrag geschlossen. Dr. Klaus 
Meister vom Kulturverein freut sich unter anderem über die Mög-
lichkeit, den GWG-Nachbarschaftstreff für Veranstaltungen nut-
zen zu können. 

Grundstein gelegt  
i Die KSG Hannover hat an ihrem neuen Verwaltungshaus in der 
hannoverschen Südstadt den symbolischen Grundstein gelegt. 
KSG-Geschäftsführer Karl Heinz Range und Regionspräsident und 
KSG-Aufsichtsratsvorsitzender Steffen Krach versenkten im Bei-
sein des KSG-Aufsichtsrats gemeinsam die kupferne Zeitkapsel im 
Steinsockel, verbunden mit Wünschen nach einem problemlosen 
Bauverlauf und einem langen Bestehen des Gebäudes. Fertig
stellung ist voraussichtlich Ende nächsten Jahres.

Dein Freund und Helfer  
i Die STÄWOG Bremerhaven beginnt im kommenden Jahr mit 
dem Bau eines neuen Polizeireviers im Stadtteil Geestemünde. Ab 
Herbst 2025 sollen 100 Polizeibeamte dort ihren neuen Arbeits-
platz haben. Außerdem zieht die Landesbeauftragte für Daten-

schutz und Informationsfreiheit ein. Die Baukosten werden mit 
29 Millionen Euro angegeben. Der Neubau wird hohen energeti-
schen Anforderungen entsprechen und dank Erdwärmenutzung 
und Photovoltaik den KfW 40-Standard erreichen. 
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Mit Service  
h Der Johanniter-Regionalverband Weser-
Ems hat in Petersfehn (Ammerland) einen 
Neubau mit 24 Wohnungen, Gemein-
schaftsraum und Tagespflege errichtet. Der 
Johanniter-Ortsverband Oldenburg hat die 
Anlage als Generalmieter übernommen. 
Das dreigeschossige Wohngebäude ver-
fügt über eine Photovoltaikanlage und 
eine dezentrale Belüftungsanlage mit  
Wärmerückgewinnung. Die Bewohner pro-
fitieren von einer umfangreichen Palette  
an wohnbegleitenden Dienstleistungen. 
Die „Neue Mitte Petersfehn“ ist nach dem 
Johanniter-Quartier Kirchrode in Hannover  
das zweite Projekt dieser Art für die  
Johanniter. 

Wir trauern um unseren langjährigen Mitarbeiter

Herrn Dipl.-Ök. Horst Doludda
* 20. Juni 1954       † 24. Oktober 2022

Herr Doludda war über 40 Jahre in unserem Verband tätig, zuletzt viele Jahre als Prüfungsleiter.
Er hat sich in dieser Zeit die uneingeschränkte Achtung und hohe Anerkennung

unserer Mitgliedsunternehmen sowie seiner Vorgesetzten und Kollegen erworben.
Wir werden Herrn Doludda stets in guter Erinnerung behalten.

Die Trauerfeier findet am Mittwoch, 
den 30.11.2022, um 14:00 Uhr in der Kapelle 
auf dem Seelhorster Friedhof, Garkenburgstraße 43,
30519 Hannover, statt. 
Anschließend erfolgt die Urnenbeisetzung.

vdw
Verband der Wohnungs- und
Immobilienwirtschaft in
Niedersachsen und Bremen e.V.
Vorstand, Betriebsrat
und Mitarbeiter

NACHRUF
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i Wechsel an der Spitze der Arbeitsge-
meinschaft der Wohnungsbaugenossen-
schaften in Nordwest-Niedersachsen. 
Nachfolger des langjährigen Vorsitzenden 
Dieter Wohler (Spar+Bau Wilhelmshaven) 
ist Lutz Weber (Bauverein Rüstringen). Er 
dankte seinem Vorgänger: „Dieter Wohler 
hat mit großem Engagement die Geschi-
cke der Arbeitsgemeinschaft gelenkt und 
stets für eine gute Arbeitsatmosphäre und 
ein harmonisches Miteinander gesorgt.“ In 
der AG sind 18 genossenschaftliche Woh-
nungsunternehmen mit insgesamt mehr 
als 21 000 Wohneinheiten organisiert.

Zur Person

i Die beste Absolventin bei den Immobilienkaufleuten im Bereich der IHK Braunschweig 
hat ihre Ausbildung bei der WoBau Wolfenbüttel absolviert: Theresa Pröttel (Bild-
mitte) freut sich gemeinsam mit Ausbilderin Rafiga Yuvanc und IHK-Präsident Tobias  
Hoffmann über die Auszeichnung. 
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Der Fachkräftemangel trifft die Immobilien- und Wohnungs-
wirtschaft immer empfindlicher, wie der vom EBZ beauftragte  
„Human Resources Monitor – Immobilienwirtschaft 2022“ vor-
rechnet. Über 80 Prozent der befragten Unternehmen haben 
zunehmende Schwierigkeiten, technisches Personal zu finden. 
70 Prozent beklagen einen Mangel im kaufmännischen Bereich. 
Dabei werden qualifizierte Mitarbeitende dringend benötigt, um 
Herausforderungen wie die Klimawende zu stemmen. Gleich-
zeitig schrumpft der Pool an Nachwuchskräften. Dem HR-Report 
zufolge könnten im Jahr 2030 der Branche bis zu 840 000 junge 
Fachkräfte weniger zur Verfügung stehen als noch 2019.

Eine mehrgleisige Strategie ist notwendig

Für die Unternehmen wird es überlebenswichtig, eine Gegenstra-
tegie zu entwickeln. Auf der einen Seite werden die Unternehmen 
die Attraktivität ihrer Arbeitsplätze weiter erhöhen müssen. Dabei 
geht es nicht nur um flexible Arbeitszeiten, die freie Wahl des 
Arbeitsortes und Nebenleistungen. Die Arbeit muss Spaß machen 
und Sinn stiften. Am anderen Ende des Instrumentariums steht 
die Steigerung der Produktivität. Dies muss nicht im Widerspruch 
zu attraktiven Arbeitsplätzen stehen. Ganz im Gegenteil – repe-
titive Tätigkeiten werden schnell eintönig, sie können auch von 
Software übernommen werden. Hier kommt der Automatisierung 
durch moderne Software eine Schüsselrolle zu.

Wie Automatisierung dem
Fachkräftemangel entgegenwirkt 

Fachkräftemangel

Wo qualifizierte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen fehlen, gewinnen 
automatisierte Prozesse an Bedeutung. Die Chancen für das Unter­
nehmen sind vielfältiger als Geschwindigkeit und Effizienz.
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Oder bei der Kündigung eines Mieters: Hier stößt Haufe axera 
die nächsten Schritte an wie Wohnungsabnahme, Betriebskos-
tenabrechnung oder Vermietungsprozess. Aufgaben lassen sich 
bestimmten Personen oder Kategorien zuordnen. So weiß axera, 
wann es welche Daten für welchen Prozess oder Mitarbeitenden 
bereitstellen soll, bspw. von der Technik in die Verwaltung. Die 
Mitarbeitenden müssen weder Informationen hinterherrennen 
noch Daten doppelt pflegen. Ist das System einmal sorgfältig ein-
gerichtet, eröffnen sich immer neue Möglichkeiten, sich Arbeit 
abnehmen zu lassen. Die Maschine denkt mit – das entlastet den 
Kopf: Sie erinnert an Termine, macht auf fehlende Daten aufmerk-
sam oder bereitet Aktivitäten wie einen Mahnprozess fristgerecht 
vor. Doch es bleibt der Mensch, der entscheidet, ob er die Mah-
nung auslöst. Viele weitere Beispiele könnte man hier anführen.

Automatisierung setzt neue Kräfte und Ideen frei

Aber Automatisierung steigert nicht nur die Produktivität, son-
dern diffundiert in alle Winkel der Organisation. Dazu lohnt ein 
kleiner Gedankensprung: Was macht Mitarbeitende unglücklich? 
Neben Stress und Überforderung gehört fehlende Sinnhaftig-
keit der Tätigkeit zu den häufigsten Kündigungsgründen. Gute 
Fachkräfte wollen über das Tagesgeschäft hinaus auch Ideen und 
Projekte vorantreiben, die sie befriedigen und für die sie Anerken-
nung finden. Doch die Wirklichkeit sieht oft anders aus. Ein ana-
loges Dokument in Altakten suchen zu müssen, kann 15 bis 20 
Minuten kosten – sinnlos vergeudete Zeit. Die Suche in einem 
digitalen Dokumentenmanagementsystem ist in wenigen Sekun-
den erfolgreich. Wer hier auf Digitalisierung und Automatisierung 
verzichtet, wird sich auf dem Fachkräftemarkt immer schwerer 
tun und vor allem jüngere Mitarbeitende auf Dauer nicht halten 
können.

In einem „entschlackten“ Arbeitsalltag gibt es Freiraum für 
motivierende Aufgaben, für die intensivere Betreuung der Kun-
den oder die Beschäftigung mit neuen Themen. Ein Unterneh-
men, das diese Perspektiven bietet, weil es auf Automatisierung 
setzt, wo immer sie der Organisation und der Belegschaft nützt, 
sorgt für hohe Mitarbeiterbindung und kann auch auf dem Fach-
kräftemarkt nur gewinnen. h

Automatisierung sorgt dort für hohen Zeitgewinn, wo Daten 
in großen Mengen nach festen Schemata verarbeitet werden. 
Statt des Menschen übernimmt der Algorithmus die Auswahl, Zu-
ordnung, Verarbeitung und Verteilung der Daten. Und das bringt 
nicht nur hohe Geschwindigkeit in den Prozess, sondern senkt 
auch die Fehlerquote. Die Mitarbeitenden als kontrollierende In-
stanz können sich auf solche Tätigkeiten fokussieren, die indivi-
duelle Entscheidungen und Fähigkeiten verlangen. Die nächste 
Stufe der Automatisierung wird durch Künstliche Intelligenz oder 
Machine Learning erreicht. Dann lernt eine Software, was sie zu 
tun hat, erkennt komplexe Zusammenhänge und kann diese ab-
bilden.

Durch Senken der Arbeitslast entstehen 
neue Kapazitäten
Jede Routinetätigkeit, die eine Software übernimmt, entlastet das 
bestehende Personal. Dabei werden nicht nur Kapazitäten frei, 
häufig verbessern sich auch Zusammenarbeit, Information und 
Kommunikation. Das sehen viele Verantwortliche ähnlich. Im HR-
Monitor stimmen 53 Prozent der Befragten damit überein, dass 
gute Software die Verwaltungstätigkeit vereinfacht und Perso-
naleinsparungen ermöglicht. Der Digitalisierungsstudie 2021 des 
ZIA zufolge sind sogar 90 Prozent der Unternehmen davon über-
zeugt, dass automatisierte Prozesse den Fortbestand des Unter-
nehmens sichern.

Wie Automatisierung greift – zwei Beispiele

An dem cloudbasierten ERP-System Haufe axera lässt sich zeigen, 
wie Software mit einem hohen Automatisierungsgrad wirken 
kann. Zum Beispiel im Zahlungsverkehr übernimmt Haufe axera 
sämtliche Daten zu Zahlungseingängen von der Bank, identifiziert 
die Kontobewegung, ordnet sie dem entsprechenden Mieter oder 
sonstigen Zahlungspflichtigen zu und verbucht sie selbstständig. 
Für viele unserer Kunden ist dieser Prozess ein Quantensprung, 
weil die Mitarbeitenden überhaupt nicht mehr in den Ablauf ein-
greifen müssen. Der Zahlungsverkehr läuft geräuschlos im Hinter-
grund ab und die Buchhaltung erledigt die Software.

DR. CARSTEN THIES
ist als Geschäftsführer der Haufe Group SE für die Business-Group-EES, ERP- und 
Eco-Systems verantwortlich und hat die Transformation der Haufe Group jahrelang 
maßgeblich mitgestaltet.  
Diese Expertise und sein tiefgreifendes Verständnis für die Potenziale der Digitali-
sierung mittels Ökosystem-Plattformen und neuester ERP-Technologie setzt er ein, 
um wohnungswirtschaftliche Unternehmen auf diesem Weg zu begleiten. Damit 
verbunden tritt er ein für neue Chancen in der Führung, durch Enabling und Em
powerment.
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Bundesstiftung Baukultur stellt  
Baukulturbericht 2022/23 vor

Mit der „Neuen Umbaukultur“ fordert der Baukultur-
bericht 2022 / 23 aktiv zum Umdenken auf. Jahrzehnte-
lang galten Abriss und Ersatzneubau als ebenso selbst-
verständlich wie die Ausweisung von Bauland auf der 
grünen Wiese. Jetzt wird klar: Der Bausektor ist für einen 
Großteil der CO2-Emissionen verantwortlich. Angesichts 
der sich verschärfenden Klimalage kann mit dem Umbau 
von Bauwerken ein wesentlicher Beitrag 
gegen den Klimawandel geleistet werden. 
Dafür ist ein Umdenken notwendig und 
eine neue baukulturell verankerte Umbau-
kultur, die auch den Umbau der Zukunft 
mitdenkt und gängige Abläufe von Neu-
bauvorhaben auf den Prüfstand stellt. Wie 
der Paradigmenwechsel im Bausektor ge-
lingen kann, greift der aktuelle Baukultur-
bericht auf und zeigt Handlungsoptionen 
für Kommunen, Politik und Bauschaffende 
auf.
Der Bericht stützt sich auf repräsentative 
Ergebnisse einer forsa-Umfrage zum The-
ma Baukultur und Umbau von Städten und 
Gebäuden sowie Ergebnisse von Umfragen 
bei Städten und Kommunen, im Handwerk 
und bei den planenden Berufen. Zudem 
beauftragte die Stiftung beim Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt, Energie eine 
konzeptionelle Recherche zum klimaver-
träglichen Umgang mit dem Bestand. 

Baukulturbericht
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Die Folgen bei einer 
Anschlussfinanzierung: 
rasanter Zinsanstieg

EZB gezwungen, aus den Anleihekaufprogrammen auszusteigen 
und die Leitzinsen zu erhöhen. 

Seit Jahresanfang sind sowohl die Renditen der Bundesanlei-
hen und Pfandbriefe als auch die Zinsen für Wohnungsbaukredite 
stark gestiegen. Trotz eines leichten Rückgangs im Sommer dieses 
Jahres stiegen die Bauzinsen zuletzt sogar auf über vier Prozent. Es 
ist davon auszugehen, dass sich die Lage bei den Zinsen in abseh-
barer Zeit nicht nachhaltig entspannen wird. Ein weiterer Anstieg 
ist aufgrund der Ankündigungen der EZB eher wahrscheinlich.

Die Folgen der Zinserhöhung machen sich auch auf den Im-
mobilienmärkten bemerkbar:

Folgen des Zinsanstiegs 
Die Zeiten der niedrigen Bauzinsen sind vorbei; mit dem Beginn 
des Jahres 2022 endete die vielfach, auch negativ diskutierte Nied-
rigzinsphase in Deutschland. Ausgelöst durch die Finanzkrise 2008 
hatte die Europäische Zentralbank (EZB) die Zinsen deutlich ge-
senkt und gleichzeitig die Liquidität durch Anleihekaufprogramme 
massiv ausgeweitet. Das Resultat waren stetig sinkende Zinsen bis 
hin zu einer negativen Rendite bei Bundesanleihen.

Die ersten Aktivitäten beim Ausstieg aus der ultra-expansiven 
Geldpolitik kamen aus Amerika, wo die amerikanische Notenbank 
die Zinsen sukzessive erhöhte. Als Reaktion darauf und um die 
hohen Inflationsraten in Europa zu bekämpfen, sah sich auch die 
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•	 Erstens bei Portfolioentscheidungen: Die Kapitalanleger ver-
gleichen die Rendite der Anleihen mit der Immobilienrendite und 
stellen fest, dass die Anleiherenditen deutlich attraktiver gewor-
den sind. Es erfolgen Umschichtungen im Portfolio bzw. Neuan
lagen von Kapital nicht mehr vorzugsweise in Immobilien.
•	 Zweitens kommt es bei der Finanzierung durch die Zinserhö-
hung zu einer Belastung der Käufer. Als Reaktion auf den massi-
ven Zinsanstieg haben viele Immobilienerwerber ihre Eigenkapital-
quoten erhöht oder die Tilgungsrate bei Neuabschlüssen deutlich 
gesenkt. Der Anstieg der Bauzinsen hat insgesamt dazu geführt, 
dass sich viele Menschen eine Wohnimmobilie nicht mehr leisten 
können oder wollen. So ging seit Jahresanfang die Nachfrage nach 
Baufinanzierungen sowohl für Neubauten bei Eigennutzern als 
auch bei Kapitalanlegern deutlich zurück.
•	 Drittens leidet der Bau bzw. die Projektentwicklungen. Durch 
die Zinserhöhungen wird entweder die Zwischenfinanzierung teu-
rer oder insgesamt der Bau von Immobilien. Darüber hinaus droht 
die Gefahr, dass das Objekt nicht verkauft werden kann.
•	 Viertens wird auf die Gefahr einer steigenden Belastung bei 
einer Anschlussfinanzierung bzw. Umschuldung hingewiesen.

Anschlussfinanzierung bzw. Umschuldung 
Über lange Jahre war das Eigenheim trotz fehlendem Eigenkapital 
und moderatem Einkommen für viele Haushalte relativ problem-
los realisierbar. Durch den erheblichen Anstieg der Bauzinsen für 
Immobilienfinanzierungen im Jahr 2022 hat sich das plötzlich ge-
ändert. Es besteht die Angst vor negativen Auswirkungen einer 
Umschuldung bzw. Anschlussfinanzierung für die Haushalte. 

Zahlreiche Darlehensnehmer, die ihre Immobilienkredite noch 
tilgen müssen, blicken mit Sorge auf das Auslaufen der Zinsbin-
dungsfrist oder das Laufzeitende ihres Kreditvertrags. Je nach 
Ausgangslage müssen sich diese infolge gestiegener Bauzinsen 
auf gravierende Konsequenzen einstellen. Nach Auslauf der Zins-
bindung muss ein Immobilienkredit grundsätzlich zu aktuellen 
Zinssätzen refinanziert werden. Kreditnehmer, die sich vor länge-
rer Zeit für den Bau bzw. Kauf eines Hauses bzw. Wohnung ver-
schuldet haben, würden jetzt bei einer Umschuldung mit höheren 
Zinsen belastet. Auch für die zukünftige Entwicklung wird dies als 
Risiko gesehen.

Quelle: www.bundesbank.de
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Gute Nachrichten gibt es für Kreditnehmer, die einen Kre-
ditvertrag vor 2012 abgeschlossen und noch keine Umschuldung 
vorgenommen haben. Teilweise konnten oder wollten die Darle-
hensnehmer ihre alten bestehenden Kreditverträge nicht umschul-
den. Durch eine vorzeitige Umschuldung hätten sich womöglich 
Geld und Zinsen sparen lassen, aber es sind die Bedingungen in 
den Kreditverträgen zu beachten und mögliche Gebühren bei vor-
zeitiger Zurückzahlung gegenzurechnen.

Vor mehr als zehn Jahren, als die jetzt endenden Zinsbindungs-
fristen vereinbart wurden, war das Bauzinsniveau ähnlich hoch 
bzw. noch deutlich höher. Bei älteren Verträgen wird der diesjäh-
rige Anstieg der Bauzinsen bislang noch nicht zu den vorher be-
schriebenen Schwierigkeiten führen. Schon in den letzten Jahren 
haben die Haushalte teilweise die sehr günstige Zinsentwicklung 
genutzt, um trotz Vorfälligkeitsentschädigungen neue Kredite zu 
den damals sehr niedrigen Zinsen abzuschließen. Diese Haushalte 
haben profitiert. 

Weiterhin profitieren Schuldner trotz des drastischen Zinsan-
stiegs 2022 noch bei Verlängerung eines auslaufenden Kreditver-
trags. Je älter Kreditverträge sind, desto stärker fällt dieser Effekt 
sogar noch aus. Immobilienkäufer, die ein Darlehen aufnehmen, 
zahlen heute im historischen Vergleich deutlich weniger Zinsen. So 
betrug der Hypothekenzins vor 20 Jahren (2002) rund 5,5 Prozent 
je nach Laufzeit des Kreditvertrags und lag damit deutlich über 
dem aktuellen Zinsniveau.

Perspektiven der Zinsentwicklung

Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus für die Zukunft zie-
hen? Wie hoch wird das Zinsniveau in 10 oder 20 Jahren sein? 
Ein Hinweis kann sich aufgrund der historischen Entwicklung der 
Zinsen ergeben.
•	 Die Hypothekenzinsen liegen noch leicht unter dem Durch-
schnittszins der letzten 30 Jahre, der bei durchschnittlich 4,5 Pro-
zent lag. Der Durchschnittszins der letzten 40 Jahre betrug sogar 
5,5 Prozent und war damit noch höher. Aber: Der aktuelle Zins ist 
leicht höher als der Durchschnittszins von rund 3,5 Prozent der 
letzten 20 Jahre.
•	 Das derzeitige Zinsniveau ist somit nicht außergewöhnlich 
hoch, wohl aber der rasante Anstieg seit Jahresbeginn.

Allerdings lässt sich daraus noch keine Prognose oder Empfeh-
lung ableiten. Der Abschluss eines Kreditvertrags, ob mit lang-
fristig oder kurzfristig festgelegtem Zinssatz, ist immer auch eine  
Wette darüber, wie sich die Zinsen entwickeln werden. Die EZB 
wird vor dem Hintergrund der Entwicklung der Inflationsrate und 
auch der wirtschaftlichen Entwicklung ihre Entscheidungen treffen 
und diese sehen eher nach weiteren Zinsschritten nach oben aus. 
Es ist eher unwahrscheinlich, dass die EZB die Leitzinsen wieder 
auf das Niedrigzinsniveau des letzten Jahres senken wird.

Meiner Ansicht nach gibt es einige, die trotz des massiven 
Zinsanstiegs auch heute noch profitieren können. Ihre Zahl ist aber 
statistisch nicht erfasst. h

Die Hypothekenzinsen mit einer Laufzeit von mehr als zehn 
Jahren sanken seit Anfang der 1990er Jahre kontinuierlich bis zum 
Jahresende 2021. Nach den letzten veröffentlichten Daten der 
Deutschen Bundesbank über Hypothekenzinsen mit einer Laufzeit 
von über zehn Jahren lag dieser Zinssatz bei rund drei Prozent, 
nach Angaben der Interhyp AG ist der Zinssatz mittlerweile auf 
über vier Prozent (Ende Oktober 2022) gestiegen. Dadurch erge-
ben sich verschiedene Szenarien, wobei aufgrund fehlender Daten 
keine Aussage über die jeweilige empirische Bedeutung gemacht 
werden kann.

Die Effekte der Umschuldung für einzelne Haushalte hängen 
entscheidend davon ab, zu welchem Zinssatz, zu welchem Zeit-
punkt und mit welcher Laufzeit ein Kreditvertrag in der Vergan-
genheit abgeschlossen wurde. Trotz des sehr starken Zinsanstiegs 
von gut einem Prozent auf aktuell gut vier Prozent je nach Laufzeit 
kann es durch eine aktuelle notwendige Umschuldung oder Nach-
verhandlung zu einer stärkeren Belastung oder aber auch zu einer 
Entlastung kommen.

Schlechte Nachrichten gibt es für die Kreditnehmer, die ihren 
Kreditvertrag in den letzten zehn Jahren abgeschlossen haben. Der 
aktuelle Zins liegt über dem zum Abschluss des Vertrags. Somit 
kommt es zu einer höheren Zinsbelastung, wenn ein neuer Dar-
lehensvertrag abgeschlossen wird. Wäre zum Beispiel vor einem 
Jahr (2021) nur ein Überbrückungskredit von einem Jahr Laufzeit 
abgeschlossen worden, so würde sich nun die Zinszahlung vervier-
fachen. Bei den weiteren Verträgen, die in den letzten zehn Jahren 
abgeschlossen wurden, ist es ebenso wichtig, wie hoch die Til-
gung in den vergangenen Jahren war. So kann durch einen gerin-
geren Kreditbetrag ein Teil des Zinsanstiegs kompensiert werden.

Für diejenigen, die in der Niedrigzinsphase Immobilienkredite 
zu günstigen Konditionen abschließen konnten und diese Zinsen 
nicht langfristig festgeschrieben haben, wird es allerdings kritisch. 
In absehbarer Zeit werden sie sich um eine Anschlussfinanzie-
rung bemühen müssen. Oft ist nach Ablauf eines Zinsbindungs-
abschnitts eine Anschlussfinanzierung nötig. Werden dafür nun 
höhere Sollzinsen verlangt als für die laufende Zinsbindungsfrist, 
müssen Kreditnehmer höhere monatliche Raten aufbringen oder 
längere Abzahlungszeiträume in Kauf nehmen. Die Auswirkungen 
des Zinsanstiegs spüren dabei diejenigen am meisten, die noch 
eine hohe Restschuld zu tilgen haben. Je nachdem, in welchem 
Lebensalter die Haushalte ihr Eigenheim erworben haben, kann 
sich die Abzahlung des Immobilienkredits möglicherweise sogar 
bis ins Rentenalter verlängern. Bei manchen Eigenheimbesitzern 
kann infolge eines Zinsanstiegs eventuell sogar die gesamte Finan-
zierung gefährdet sein.

Besonders problematisch kann es insbesondere für Haushalte wer-
den, die
•	 hohe Darlehensbeträge mit kurzer Zinsbindung aufgenommen 
haben,
•	 hohe Kredite aufgenommen haben und verhältnismäßig  
wenig tilgen oder die
•	 die Grenze der tragbaren Belastung mit ihrer jetzigen Finanzie-
rung schon erreicht haben.

Im schlimmsten Fall, wenn die Restschuld und die Zinsdifferenz so 
hoch sind, dass der monatlich für die Rate verfügbare Betrag nicht 
mehr für Zins und Tilgung ausreicht, können die Zinsanpassung 
oder die Prolongation sogar scheitern.

Zinsanstieg
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Eine volkswirtschaftliche Kurzanalyse der aktuellen Zinsentwicklungen

Wann werden Wohnimmobilienpreise 
realzinsbedingt sinken?
VON PROF. DR. MARKUS KNÜFERMANN  
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Die deutschen Märkte für Wohnimmobilien befinden sich im Um-
bruch: Energiekosten steigen extrem, eine geopolitische wird zur 
ökonomischen Unsicherheit, Lieferketten zerbrechen, Marktzins-
sätze steigen – es droht eine neue Rezession. Unter diesen Be-
dingungen scheint die Party auf den Immobilienmärkten vorbei zu 
sein. Wie werden sich vor diesem Hintergrund die Wohnimmobi-
lienpreise entwickeln?

Alle genannten Umbruchdeterminanten sind Ergebnisse der 
Regierungsarbeit und stehen im Zusammenhang mit Lockdowns 
zu Corona-Pandemie-Zeiten, ökonomischen Russland-Sanktionen 
sowie geldpolitischer Anarchie im Eurosystem und spiegeln sich 
in den angestiegenen Inflationsraten wider. Dabei ist diese Ent-
wicklung gar nicht auf Deutschland fixiert, sondern ein Problem 
aller großen Volkswirtschaften dieser Welt. Die Inflation wiederum 
beschleunigt den Umbruch nochmals, sodass die aktuelle Entwick-
lung eine sich selbst anfeuernde Negativspirale werden kann.

Die Inflation besitzt einen großen Einfluss auf das Marktzins
niveau. Letzteres ist gesamtwirtschaftliche Determinante der Inves-

titionstätigkeit. Investieren ist die (nach Möglichkeit) wertschöp-
fende Nachfrage in einer Volkswirtschaft. Der Bau von Immobilien 
ist eine Investition, weil das nachgefragte Gut nicht durch Konsum 
verschwindet. Mieten ist dagegen Konsum. Die Mietleistung ist 
nach vordefinierter Frist abgewohnt, die Immobilie selbst, also das 
Investitionsgut, bleibt bestehen. Ein steigendes Marktzinsniveau 
führt also nach herrschender Lehre zu weniger Neubau und Mo-
dernisierungen. Steigende Energiekosten verteuern den Neubau 
ebenfalls und führen tendenziell zur Reduktion gemieteter Wohn-
flächen. Demnach geht nicht nur die Angebotsausweitung zurück, 
sondern auch der Nachfrageüberhang auf den Mietwohnimmobi-
lienmärkten. Alles in allem konsolidieren sich die Märkte.

Was lehrbuchhaft schnell formuliert ist, lässt sich empirisch 
deutlich komplexer nachzeichnen. Mikroökonomisch ist die Wohn-
fläche nur unter der Bedingung der Effizienzmarkthypothese auf 
einzelne Quadratmeter zu skalieren. Wenn die Nebenkosten des 
Wohnens signifikant ansteigen, kann die Mietwohnfläche nicht 
um einzelne Quadratmeter verkleinert werden. Der reale Markt-

Zinsentwicklung
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effekt muss also ein Aufstaueffekt werden, der sich erst nach der 
Konsumeinschränkung und dann schockmäßig entlädt. Allerdings 
stellt sich die Frage, wie hoch der Anteil an Haushalten mit einem 
solchen Aufstaueffekt sein wird. Denn durch die Corona-Pande-
mie ist eine neue Kultur des mobilen Arbeitens in Deutschland ein-
gezogen und hat die Wohnraumpräferenzen durchaus verändert. 
Es wird sicherlich weiterhin einen wahrnehmbaren Anteil an Haus-
halten geben, der die gemietete Wohnfläche ausweiten will, um 
das mobile Arbeiten von zuhause effektiver zu gestalten. Dieser 
Trend könnte dann zulasten der Innenstadtwohnungen wirken, 
sodass regional-spezifisch wiederum der erwartete Effekt einer 
tendenziellen Mietwohnflächenrestriktion eintreten kann.

Die Immobilienpreise entstehen durch das Zusammenspiel von 
Angebot und Nachfrage auf Märkten. Wenn beide Marktpartei-
en zurückhaltender agieren, müssen sich Immobilienpreise nicht 
zwangsweise verändern. Der Anstieg des Marktzinsniveaus führt 
dagegen direkt zu sinkenden Immobilienpreisen. Denn den Wert 
einer Immobilie bestimmt in großem Maße der Diskontierungszins-
fuß (siehe ausführlich Himmelberg et al. 2005). Dabei spielt es eine 
große Rolle, wenn von einer Niedrigzinsphase ausgegangen wird. 
„Grund hierfür ist, dass niedrigere Hypothekenzinsen größere Dis-
kontierungseffekte in Bezug auf die künftigen Mieten und Preise  
haben“ (Battistini et al. 2022, S. 72). Eine individualisierte Stu-
dienberechnung durch Volkswirte der Europäischen Zentralbank 
kommt zu dem Ergebnis, dass „ein Anstieg der Hypothekenzinsen 
um 1 Prozentpunkt unter sonst 
gleichen Bedingungen nach 
etwa zwei Jahren einen Rück-
gang der Wohnimmobilien-
preise um rund fünf Prozent 
zur Folge hat“ (Battistini et al. 
2022, S. 71). Eben diese Studie 
notiert aber auch: „Pandemie-
bedingte Verschiebungen der 
Wohnpräferenzen könnten ein 
Gegengewicht zu den höheren 
Hypothekenzinsen bilden und 
die Widerstandsfähigkeit, die 
am Wohnimmobilienmarkt des 
Euroraums zu beobachten war, 
in gewissem Umfang erklären“ 
(Battistini et al. 2022, S. 74).

In ihrem Financial Stability Review von Mai 2022 berechnen 
weitere Volkswirte der Europäischen Zentralbank für einen nach-
frageinduzierten Immobilienpreisrückgang von einem Prozent eine 
Reduktion der Gesamtwirtschaftsleistung innerhalb von zwei Jah-
ren in Höhe von 0,2 Prozent bis sogar 0,9 Prozent (vgl. Di Casola /  
Dieckelmann / Grothe et al. 2022, S. 38). Daher verdient das Markt-
zinsniveau eine weitere vertiefte Betrachtung. Dazu visualisiert die 
Abbildung in diesem Beitrag die Entwicklungen von nominalen 
und realen Zinssätzen bzw. Renditen für die Zeit der Europäischen 
Währungsunion.

Bei den bordeaux-farbigen Kurven ist gepunktet der nomi-
nale und linear der reale Zinssatz für gewichtet durchschnittliche 
Wohnungsbaukredite in Deutschland im Neugeschäft mit privaten 
Haushalten zu erkennen. Während der nominale Zinssatz seit An-
fang 2021 kontinuierlich anstieg, sank der reale Zinssatz bis Mai 
2022 nahezu stetig weiter ab. Im Mai 2022 betrug die Rekord-
differenz beider Zinssätze 8,3 Prozentpunkte. In den beiden Folge-
monaten stieg auch der Realzinssatz leicht an. Im letzten Berichts-
monat August 2022 lagen der Nominalzinssatz bei + 2,9 Prozent, 
der Realzinssatz bei -5,4 Prozent und die Zinssatzdifferenz bei  
8,3 Prozentpunkten.

Abbildung: Nominale und reale Zinssätze für Wohnungsbaukredite 

in Deutschland sowie nominale und erwartete reale Renditen von 

Bundeswertpapieren von Januar 1999 bis September 2022

Quelle: Deutsche Bundesbank 2022; eigene Berechnungen; eigene Darstellung.
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Issing (2011, S. 117) erklärt das grundsätzliche Problem bei einem 
unterstellten Preiserwartungseffekt durch folgende drei Gründe:

•	 Eine direkte Umsetzung höherer Zinsforderungen bereits 
bei lediglich erwarteten ansteigenden Inflationsraten erscheint 
nicht durchsetzbar zu sein.

•	 Wirtschaftssubjekte sind nicht in der Lage, mit Sicherheit 
Inflationsprognosen zu stellen.

•	  Es existieren keine kollektiv-homogenen, sondern 
heterogene Inflationserwartungen. Es kann also sein, dass eine 
Marktseite unter Umständen nicht in der Lage ist, die eigenen  
Inflationserwartungen durchzusetzen.

Die Entwicklung der Nominalzinssätze entspricht zusammen-
fassend nicht der Entwicklung der Inflationsraten, sodass zumin-
dest noch die erwarteten Realzinssätze keiner Zinswende unter-
liegen. Der Einfluss steigender Nominalzinssätze hat nach eigenen 
Markterfahrungen zwar schon zu Anpassungen der Investitions-
aktivitäten auf den deutschen Immobilienmärkten geführt. Ge-
samtwirtschaftlich steuert aber die Realverzinsung die Investitions-
tätigkeiten. Solange diese Realverzinsung noch nicht schockartig 
ansteigt, sind auch keine crash-artigen Aktionen bei Immobilienin-
vestitionen, keine Exit-Strategien und Abverkäufe von Immobilien 
zu erwarten.

In diesem Beitrag konnte aber aufgezeigt werden, dass die 
Realzinssätze in unterschiedlicher Weise berechnet werden. Die 
mathematisch korrekte Weise mittels Diskontierung identifizierte 
einen kurzfristigen Trend steigender Realzinssätze bei Wohnungs-
baukrediten. Sollte dieser Trend anhalten, wäre auch eine reale 
Zinswende eingeleitet. In diesem Fall müsste mit deutlichen Kor-
rekturen an der Immobilienpreisentwicklung gerechnet werden. h

Der Grund für die verzögerte Realzinssatzanpassung sind die 
steigenden und hohen Inflationsraten seit Anfang 2021. Wichtig 
ist hierbei zu berücksichtigen, dass Realzinssätze nicht mehr allein 
als Differenz von Nominalzinssatz und Inflationsrate (= sog. Fisher- 
Regel für kleine Inflationsraten) berechnet werden. Vielmehr ist 
diese Differenz noch um den jeweiligen Kaufkraftverlust zu dis-
kontieren (vgl. Knüfermann 2021, S. 149 f. und Knüfermann/
Vornholz 2022, S. 402). Zum Vergleich hätte der Realzinssatz im 
August 2022 nach der Fisher-Regel - 5,9 Prozent anstatt der ge-
nannten - 5,4 Prozent betragen. Bei negativen Differenzen führt 
die Diskontierung also zu einem höheren Realzinssatz et vice versa.

Weiterhin sind zur Berechnung von Realzinssätzen die kor-
rekten Inflationsraten zu berücksichtigen. Für die Geldpolitik im 
Eurosystem, also auch für die Deutsche Bundesbank gelten die 
Harmonisierten Verbraucherpreisinflationsraten (HVPI). Nicht mehr 
relevant sind Nationale Verbraucherpreisinflationsraten (NVPI). Im 
September 2022 betrug für Deutschland die NVPI 9,9 Prozent, die 
HVPI aber 10,9 Prozent. Berechnungsmethodik und Auswahl der 
Inflationsraten besitzen einen großen Einfluss auf die Realzins
sätze.

In der Abbildung zu diesem Beitrag sind die realen Kreditzins-
sätze auf Basis der HVPI-Werte berechnet. Die Deutsche Bundes-
bank selbst ist in diesem Kontext nicht stringent und berechnet 
und kommuniziert Realzinssätze für Spareinlagen mit dreimona-
tiger Kündigungsfrist auf Basis der Fisher-Regel und der NVPI. Die 
Ergebnisse geben also eine verzerrte Wirklichkeit wieder. Für Au-
gust 2022 weist die Zentralbank einen realen Sparzinssatz in Höhe 
von - 7,3 Prozent aus, korrekt berechnet liegt er aber bei - 8,0 Pro-
zent; die deutschen Sparerinnen und Sparer stehen also schlechter 
da, als es kommuniziert wird (vgl. Deutsche Bundesbank 2022).

Die bisherigen Überlegungen basieren auf Realzinssatzberech-
nungen im Nachhinein. Doch Zinssätze und dazugehörige Investi-
tionsentscheidungen wirken in die Zukunft. Daher sind Realzins-
sätze eigentlich auf Basis erwarteter Inflationsraten zu berechnen. 
Hierzu erhebt die Deutsche Bundesbank eine eigene Datenreihe. 
Auf Basis der Renditen für Bundeswertpapiere mit zehnjähriger 
Restlaufzeit berechnet sie auf der Grundlage der Fisher-Regel 
die erwarteten Realzinssätze für eben diese Bundeswertpapiere. 
„Im Ergebnis werden die zum Zeitpunkt des Erwerbs der Schuld
verschreibungen erwarteten künftigen Realzinsen gezeigt“ (Deut-
sche Bundesbank 2022).

Beide Zeitreihen sind als grüne Kurven ebenfalls in der Ab-
bildung zu diesem Beitrag enthalten. Wiederum visualisiert die 
gepunktete Kurve die nominalen Werte und die Linienkurve die 
erwarteten Realzinssätze. Hierbei fällt auf, dass die Differenzen 
zwischen nominalen und (erwarteten) realen Werten in den meis-
ten Fällen zwischen 1,5 Prozentpunkten und 2,0 Prozentpunkten 
liegen. Seit Ende 2021 liegen sie jedoch oberhalb der 2-Prozent-
Grenze, seit August 2022 beträgt die Differenz sogar 3,1 Prozent-
punkte. 

Die Betrachtung der realen Zinssätze für Wohnungsbaukredite 
und Bundeswertpapiere hat gezeigt, dass im Betrachtungszeit-
raum seit Einführung des Euro die realen Verzinsungen langfristig 
gesunken sind. Bei den erwarteten Realzinssätzen für Bundes-
wertpapiere ist auch im Jahr 2022 noch keine Trendumkehr zu 
konstatieren. In der Zinstheorie gilt dagegen die Vermutung lang-
fristig konstanter Realzinssätze, wenn sich die nominalen Zinssätze 
vollständig an der Inflationsentwicklung ausrichten (= sog. Fisher- 
Effekt oder Preiserwartungseffekt). Für das betrachtete Zeitfenster 
ist diese theoretisch belegte Vermutung empirisch nicht zu bestä-
tigen.
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Cyber Attacke
Neben der Sicherung der Energieversorgung und der Heraus­
forderung durch steigende Strom- und Heizkosten gibt es eine 
weitere allgegenwärtige Bedrohung, die in der Wohnungswirt­
schaft nicht vernachlässigt werden darf: Die Gefahr, Opfer eines 
Cyberangriffs zu werden.

Cybersicherheit

VON THORSTEN LINGE  SENIOR CLIENT MANAGER
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THORSTEN LINGE
ist seit 2019 Leiter für den Bereich Direktkunden bei  
Perseus Technologies GmbH. Vor seiner Tätigkeit bei dem  
Berliner Cybersicherheitsunternehmen war er über 20 Jahre  
bei einem internationalen Versicherer in verschiedenen Posi-
tionen tätig.

­f

Im Jahr 2020 wurde beispielsweise ein Münchner Wohnungs-
unternehmen Opfer eines Ransomware-Angriffs, der einen Groß-
teil der IT-Systeme und die darauf befindlichen Daten verschlüs-
selte. Die Mitarbeitenden konnten fast zwei Wochen nicht auf 
ihre geschäftlichen E-Mails zugreifen. Im Jahr 2022 meldete eine  
österreichische Wohnungsgenossenschaft, dass sie Opfer eines 
groß angelegten Cyberangriffs wurde. Auch hier wurden die  
IT-Systeme durch Verschlüsselungssoftware gestört und waren 
nur eingeschränkt nutzbar. Bei diesem Vorfall konnte nicht ausge-
schlossen werden, dass sich kriminelle Hacker Zugang zu Kunden-
daten verschafft hatten.

Aktuelle Beispiele aus der Branche

Allein in Deutschland werden mittlerweile neun von zehn Unter-
nehmen Opfer von Cyberkriminellen. Es entsteht ein Schaden in 
dreistelliger Milliardenhöhe (Bitkom). Unternehmen aus der Im-
mobilien- und Wohnungswirtschaft stehen mitunter im Fokus. 
Ransomware-Angriffe sind dabei am weitesten verbreitet (Hiscox 
Cyber Readiness Report 2020). 50 Prozent aller befragten Unter-
nehmen waren schon einmal Ziel von Ransomware-Angriffen. 
Im Jahr 2021 ist diese Zahl im Vergleich zum Vorjahr um ganze  
83 Prozent gestiegen (Recorded Future).

Anzeige

VON THORSTEN LINGE  SENIOR CLIENT MANAGER
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Doch warum geraten gerade Wohnungsunternehmen 
ins Visier der Hacker?
Um diese Frage zu beantworten, muss man die Angriffsmethoden 
der Cyberkriminellen verstehen. Auf der einen Seite agieren die  
Täter willkürlich. Das bedeutet, dass Unternehmen großflächig und
wahllos angegriffen werden. Jedes Unternehmen oder jede Orga-
nisation kann so zu einem Opfer werden. Eine andere Möglich-
keit ist der gezielte Angriff. In diesem Fall gehen kriminelle Hacker 
strukturiert vor und fokussieren sich auf ein Unternehmen. Dabei 
kann es durchaus eine Rolle spielen, ob das Unternehmen über 
Daten verfügt, die digital verarbeitet werden, und inwieweit das 
Unternehmen gegen Bedrohungen aus dem Internet abgesichert 
ist. 

Digitalisierungsgrad in der Branche steigt –  
so auch das Risikopotenzial

Wohnungsgenossenschaften und -unternehmen setzen zuneh-
mend Hard- und Software ein, um die tägliche Arbeit zu erleich-
tern. So werden zum Beispiel alte archivierte Akten und Unterla-
gen nach und nach digitalisiert. Wohnungsausstattungen werden 
digital gespeichert. Verträge mit Dienstleistern und Lieferanten 
werden per E-Mail verschickt und digital unterschrieben. Auch 
Baupläne werden digital bearbeitet und weitergeleitet. Kurzum, 
die Branche ist im digitalen Zeitalter angekommen. Durch die 
Schnelllebigkeit dieser digitalen Prozesse kann es vorkommen, 
dass wichtige Sicherheitsmaßnahmen mitunter nicht vollständig 
umgesetzt werden. Es entstehen Sicherheitslücken. Für Cyber
kriminelle stellen diese Unternehmen so attraktive Ziele dar.

So schützen Sie sich und Ihre Kundschaft

Umso wichtiger ist es für Wohnungsgenossenschaften und Woh-
nungsunternehmen, sich gegen mögliche Angriffe von Cyber
kriminellen zu schützen. Der erste Schritt: Die Unternehmen 
müssen sich der Gefahr bewusst werden und sie als solche wahr-
nehmen. Denn je weniger das Bewusstsein für die sehr reale Be-
drohung vorhanden ist, desto weniger wird in Schutzmaßnahmen 
investiert – und desto wahrscheinlicher sind erfolgreiche Cyber-
angriffe.

Cybersicherheit muss Teil einer jeden Unternehmenskultur 
werden. Bei der Etablierung einer nachhaltigen Cybersicherheits-
kultur spielt vor allem die Integration von Cyber- und Datensicher-
heit in den Arbeitsalltag eine entscheidende Rolle – beginnend auf 
der Führungsebene. Neben technischen Maßnahmen wie einer 
aktiven Firewall und einem aktuellen Antivirenprogramm sind 
die eigenen Mitarbeitenden der beste Schutz vor Cyberangriffen. 
Präventive Cybersicherheitstrainings und Phishing-Simulationen 
schärfen das Bewusstsein für Cyberrisiken deutlich und beugen 
Cyberangriffen langfristig vor. Externe Dienstleister können hier 
beratend zur Seite stehen.

Thorsten Linge, Leiter Direktkunden bei Perseus Technologies, 
fasst zusammen: „Cybergefahren müssen gezielt bekämpft wer-
den. Die Betrachtung, ob die richtige Hard- oder Software zum Ein-
satz kommt, reicht heutzutage nicht aus. Vielmehr sind Faktoren 
wie die menschliche Komponente oder eine auf Notfälle vorberei-
tete Organisation relevant. Denn die Mehrheit der Cyberattacken 
wird im Unternehmen von vermeidbaren Fehlern verursacht, 
wie zum Beispiel das unwissentliche Anklicken einer Phishing- 
E-Mail. Nur die Mischung aus präventiven Maßnahmen, effektiven 
Strukturen für den Angriffsfall sowie die gezielte Nachbearbei-
tung und Umsetzung von Lessons Learned macht eine nachhaltige  
Cybersicherheitsstrategie aus.” h

PERSEUS

Die Perseus Technologies GmbH wurde im September 2017 mit der Vision gegründet, Unternehmen dauerhaft 
IT-Sicherheit und Datenschutz zu ermöglichen. Ziel des mitarbeiterzentrierten Angebots von Perseus ist die  
Etablierung einer langfristigen Cybersicherheitskultur. Das Perseus-Konzept beinhaltet eine Cybersicherheits- 
Risikobewertung, ein umfassendes Cyber-Präventionsangebot mit Online-Trainings für Mitarbeitende und auto-
matisierten Phishing-Simulationen sowie eine 24 / 7-Cybernotfallhilfe.
Der Unternehmensname Perseus lehnt sich an die Legende des Perseus an. Dieser Held der griechischen Mytho-
logie steht für Schutz und Sicherheit. Für sein Engagement wurde Perseus im Dezember 2018 mit dem Digitalen 
Leuchtturm Award für innovative Versicherungsprodukte ausgezeichnet. Die über 60 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter kommen aus 20 Nationen und arbeiten gemeinsam im FinTech-Hub H:32 in Berlin.

Pressekontakt:
Perseus Technologies GmbH
Xenia Silbe
Senior Communication Managerin
E-Mail: media@perseus.de
www.perseus.de
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Ökologische und Baumschutzfachliche Baubegleitung

Entsiegelung und Regenwassermanagement

Fassaden- und Dachbegrünung

Technische Einbauten (Nistkästen, Fledermaushöhlen und Insektenhotels)

Konzepte zur Verhinderung von Vogelschlag 

Reduzierung der Lichtverschmutzung im Außenraum

ZZaunbegrünung

Standortgerechte, regionaltypische Pflanzkonzepte

Extensivierung, Obstbaum- und Blumenwiesen

Schreiben Sie uns eine E-Mail an info@grewe-gruppe.de oder 

rufen Sie uns unter 04261 9708650 an. Wir beraten Sie gern!

Wir schaffen grüne Welten.

Anzeige



6060

Betriebs-
kosten
aktuell

Betriebskosten

Bauindustrie senkt Umsatzprognose  
für 2022 und 2023 

Preissteigerungen bei Baumaterial und Energie, der Zinsanstieg 
sowie höhere Lebenshaltungskosten ein zunehmend unsicheres 
Marktumfeld für private und öffentliche Bauherren. Schon heute 
führt dies zu einem Rückgang beim Auftragseingang sowie zu 
Stornierungen auf einem ungewöhnlich hohen Niveau.“

Die Bauunternehmen hätten für den August 2022 im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat ein reales Orderminus von 14,2 Pro-
zent (kalenderbereinigt: - 15,6 Prozent) und zum Vormonat von 
6,0 Prozent gemeldet. Für die ersten acht Monate sei dies mittler-
weile ein Rückgang von real 5,0 Prozent (kalenderbereinigt: - 5,2 
Prozent). „Das sind keine guten Vorzeichen für das laufende und 
das kommende Jahr“, beurteilt Hübner die aktuelle Lage. „Im 
Wohnungsbau spüren wir heute schon eine De-facto-Investitions-
bremse – der Auftragseingang ist im August um real 24 Prozent 
eingebrochen. Angesichts des hohen Bedarfs an Wohnraum er-
schreckend.“h

 Alle Angaben und Berechnungen beruhen auf Daten des  
Statistischen Bundesamtes.

Das Statistische Bundesamt meldete für August einen preisbe-
reinigten Rückgang des Umsatzes im Bauhauptgewerbe im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat von 5,1 Prozent. „Für die ersten acht 
Monate sind wir mittlerweile bei einem realen Minus von 4,3 Pro-
zent. Wir sehen uns daher gezwungen, unsere Umsatzprognose 
für das Gesamtjahr 2022 vom Mai anzupassen. Zur Jahresmitte 
sind wir (für alle Betriebe) noch von einer Spannbreite von real 
Null bis minus zwei Prozent ausgegangen. Dies ist nicht mehr zu 
halten. Wir erwarten nun für das Gesamtjahr 2022 einen realen 
Umsatzrückgang von fünf Prozent.“ Mit diesen Worten kommen-
tiert der Präsident der BAUINDUSTRIE, Peter Hübner, die aktuellen 
Konjunkturindikatoren für die Bauwirtschaft. 

Die besondere Situation am Bau erläutert Hübner wie folgt: 
„Die Unternehmen selbst rechnen nicht in preisbereinigten (rea-
len), sondern in tagesaktuellen (nominalen) Preisen, weshalb sie 
weiterhin hohe positive Umsätze ausweisen. Auch der Auftrags-
bestand ist noch relativ hoch. Der Effekt, dass für das gleiche 
Geld inflationsbedingt aber weniger Bauleistung erbracht wird, 
trifft vor allem die Auftraggeber. Diese können künftig mit dem 
gleichen Geld weniger Projekte umsetzen, die aber heute und in 
Zukunft dringend gebraucht werden. Zudem schaffen die starken 



Darüber hinaus rücken die jeweiligen „Grenzjahrgänge“ der 
jüngsten und mittleren Baualtersgruppe in die nächste ältere und 
damit in eine höhere Instandhaltungskostenpauschale auf. Im 
Jahr 2023 sind hiervon die „Grenzjahrgänge“ 2001 und 1991be-
troffen. Für diese erhöht sich die bisherige Instandhaltungskos-
tenpauschale unter Berücksichtigung der Anpassung durch die 
Verbraucherpreisindex-Veränderung wie folgt:

Auch auf die im Rahmen der Lastenberechnung z.B. für Eigen-
tümer eines Eigenheims, einer Kleinsiedlung oder einer eigen
genutzten Eigentumswohnung gemäß §§ 40 ff. II. BV ansetz-
baren Bewirtschaftungskosten wirken sich die Änderungen der 
Pauschalen aus.

Danach können bei der Lastenberechnung als Ausgaben für 
die Instandhaltung ab dem 1. Januar 2023 die um die Verbrau-
cherpreisindex-Veränderung angepassten Instandhaltungskosten-
pauschalen angesetzt werden (§ 41 Abs. 1 Nr. 3 II. BV).

Der als Ausgaben für die Verwaltung ansetzbare Betrag von 
z. Z. 356,79 Euro jährlich erhöht sich zum 1. Januar 2023 eben-
falls um 15,174 Prozent auf 410,93 Euro (§ 41 Abs. 2 II. BV).

Wenn die aufgrund der zuvor dargestellten Veränderungen 
mögliche Mieterhöhung zum 1. Januar 2023 wirksam werden 
soll, muss die entsprechende Erhöhungserklärung den Mietern 
gemäß § 11 Abs. 2 HmbWoBindG spätestens am 15. Dezember 
2022 zugegangen sein. Soweit mietvertraglich die jeweils gesetz-
lich zulässige Miete vereinbart wurde, ist auch eine rückwirkende 
Mieterhöhung möglich. h

Gemäß §§ 26 Abs. 4 und 28 Abs. 5a II. BV verändern sich die 
im Rahmen der Kostenmiete für preisgebundene Wohnungen 
ansetzbaren Verwaltungs- und Instandhaltungskostenpauschalen 
alle drei Jahre auf Basis der Verbraucherpreisentwicklung. Maß-
geblich hierfür ist jeweils die Veränderung des der Anpassung der 
Pauschalen vorausgehenden Oktober-Indexes gegenüber dem 
Oktober-Index drei Jahre zuvor.

Zuletzt erfolgte diese Anpassung zum 1. Januar 2020  
(s. auch Rundschreiben „Wohnungswirtschaft “ vom 13. Novem- 
ber 2019). Nach Ablauf des „Drei-Jahres-Zeitraumes“ erfolgt die 
nächste Anpassung zum 1. Januar 2023. Die hierfür zugrunde  
zu legende Veränderung des Verbraucherpreisindexes für 
Deutschland ergibt sich aus folgender Berechnung:

Die Veränderung des Verbraucherpreisindexes um 16,1 Punkte  
entspricht einer Veränderung um 15,174 Prozent. Dies ist der Pro-
zentsatz, um den sich die Pauschalen zum 1. Januar 2023 verän-
dern. Auf dieser Basis ergeben sich folgende, ab 1. Januar 2023 
höchstens ansetzbare Verwaltungs- und Instandhaltungskosten-
pauschalen:

Verwaltungskosten (§ 26 II. BV)

Instandhaltungskosten je Quadratmeter jährlich (§ 28 II. BV)

Zweite Berechnungsverordnung (II. BV) | 
Anpassung der Pauschalen für Verwaltungs-/ 
Instandhaltungskosten zum 01.01.2023

Verbraucherpreisindex Oktober 2019 = 106,1 (Basis 2015 = 100)
Verbraucherpreisindex Oktober 2012 = 122,2 (Basis 2015 = 100)

Veränderung                                           16,1 Punkte

Bezugsfertigkeit 01.01. bis 31.12.2001 von 9,21 € auf 13,45 € 
Bezugsfertigkeit 01.01. bis 31.12.1991 von 11,68 € auf 17,18 € 

je Quadratmeter Wohnfläche jährlich.
bisher [€] neu [€]

je Wohnung jährlich 298,41 343,69

je Garagen- oder Einstellplatz 38,92 44,83

Bezugsfertigkeit bisher [€] neu [€]

weniger als 22 Jahre zurückliegend 9,21 10,61

mind. 22 Jahre zurückliegend 11,68 13,45

mind. 32 Jahre zurückliegend 14,92 17,18

bisher [€] neu [€]

Verringerung bei eigenständig  
gewerblicher Lieferung von Wärme
(§ 28 Abs. 2 Satz 2 II. BV)

0,25 0,29

Erhöhung bei vorhandenem  
Aufzug
(§ 28 Abs. 2 Satz 3 II. BV)

1,30 1,50

Verringerung, wenn Mieter Kosten 
für kleine Instandhaltungen trägt
(§ 28 Abs. 3 II. BV)

1,36 1,57

Ansatz für Kosten der Schönheits-
reparaturen, wenn Vermieter sie 
trägt (§ 28 Abs. 4 II. BV)

11,02 12,69

Je Garagen- oder Einstellplatz
(§ 28 Abs. 5 II. BV)

88,23 101,62
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Papierloses Büro – 
Einsichtsrecht des 
Mieters in Originalbelege

eingescannten Kopien eingesehen werden könnten. Nach Been-
digung des Mietverhältnisses verlangten die Mieter ihre Kaution 
zurück; die Vermieterin rechnete mit Betriebskostennachforde-
rungen für mehrere Jahre auf.

Das Urteil: Das AG Ludwigslust hielt die Aufrechnung für un-
begründet, da die Vermieterin die Belegeinsicht verweigert habe. 
Zwar könne bei Führung eines papierlosen Büros der Vermieter 
auf Kopien verweisen, wenn die Originalbelege nicht mehr vor-
handen seien. Das gelte jedoch nicht für ein papierloses Büro in 
einer Zweigstelle. Dass am Hauptsitz der Vermieterin die Original-
belege nicht mehr vorhanden seien, habe sie nicht vorgetragen. 
Die Einsicht dort sei für die Mieter wegen der Entfernung unzu-
mutbar, sodass die Vermieterin Einsicht in die Originalunterlagen 
im Büro in Boizenburg hätte ermöglichen müssen. h

Quelle: GE 2022, 796

Dr. Peter Hitpaß, hitpass@vnw.de 

Der Mieter kann nach Treu und Glauben eine Nachforderung aus 
einer Betriebskostenabrechnung verweigern, wenn der Vermieter 
keine Einsicht in die (noch vorhandenen) Originalbelege gewährt 
(Anschluss an BGH GE 2022, 193). Das gilt auch dann, wenn in 
einer Zweigstelle in der Nähe der Wohnung ein papierloses Büro 
geführt wird, die Originalbelege aber in einer für den Mieter un-
zumutbaren Entfernung aufbewahrt werden. 

Das hat das AG Ludwigslust durch Urteil vom 14. März 2022 
(Az.: 44 C 504/20) entschieden.

Nach einer Betriebskostenabrechnung hat ein Mieter An-
spruch auf Einsicht in die Belege im Original, wenn diese noch 
vorhanden sind. Der Vermieter darf ihn nicht auf eingescannte 
Kopien in einer Zweigstelle verweisen.

Der Fall: Die Mieter einer Wohnung in Hagenow hatten wie-
derholt um Einsicht in die Originalbelege für Betriebskostennach-
forderungen aus mehreren Jahren gebeten. Die in Berlin ansässi-
ge Vermieterin verwies auf ein Büro in Boizenburg, bei dem die 



Planung, die intelligent ist 
 Wohnkomfort, der gut tut

Die Energiewende bedeutet große Herausforderungen für den Gebäudebereich. 
Beim Gelingen des notwendigen Wandels spielt die Wohnungswirtschaft eine zen trale Rolle. Wir bieten  
Ihnen passende Lösungen: Mit hoher Effizienz und klimafreund licher Wärmepumpen-Heiztechnik 
erreichen Sie eine bessere CO2-Bilanz im Bestand und erfüllen alle Anforderungen im Neubau.

Für maximale Effizienz im Mehrfamilienhaus
 › Verlässliche dezentrale Trinkwarmwasserbereitung mit Wohnungsstation und Durchlauferhitzer
 › Lüftungssysteme für effiziente Frischluftversorgung
 › Leistungsfähige Wärmepumpen, bei Bedarf in Kaskadenschaltung

Erfahren Sie mehr über unsere Lösungen:
www.stiebel-eltron.de

Warmwasser | Wärme | Lüftung | Kühlung
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Ratseinigung zur EPBD
Mit Blick auf erneuerbare Energien wird folgender Fahrplan 

für die Installation von Solaranlagen festgelegt:
•	 bis zum 31. Dezember 2026 für alle neuen öffentlichen Ge-

bäude und Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 
250 m2;

• bis zum 31. Dezember 2027 für alle bestehenden öffentlichen 
Gebäude und Nichtwohngebäude, die einer größeren oder um-
fassenden Renovierung unterzogen werden, mit einer Nutzfläche 
von über 400 m2;

•	 bis zum 31. Dezember 2029 für alle neuen Wohngebäude. 

Bei den Intelligenzfähigkeitsindikatoren (Smart Readiness In-
dicators − SRI) schlägt der Rat vor, diese bis 2026 durch die EU-
Kommission zu testen und im Erfolgsfall bei Nichtwohngebäuden 
einzuführen.

Der Rat hat mit diesem Beschluss seine Position für die Ver-
handlung mit dem Europäischen Parlament zur EPBD festgelegt. 
Frankreich, die Niederlande, Belgien, Luxemburg, Deutschland 
und Irland plädieren für schärfere Mindestenergiestandards als 
im Ratsvorschlag vorgesehen. Insbesondere kritisieren sie die Aus-
nahmen für Nichtwohngebäude, die jedoch von einer großen 
Mehrheit der Mitgliedstaaten getragen wird.

Der Industrieausschuss des Europäischen Parlaments wird sei-
nen Standpunkt im Dezember 2022 abstimmen. Danach kann der 
Trilog, die Verhandlung zwischen Rat, Europäischem Parlament 
und Kommission, beginnen. h

Quelle: GdW Europabrief 11/2022

Der EU-Rat erzielte am 25. Oktober 2022 eine Einigung über 
den Vorschlag zur Überarbeitung der Richtlinie über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden (EPBD). Diese legt Mindestanfor-
derungen an die Gesamtenergieeffizienz neuer und bestehender 
Gebäude fest, die saniert werden. Ziel der Überarbeitung ist es, 
dass alle öffentlichen Gebäude bis 2028, alle neuen Gebäude bis 
2030 und alle bestehenden Gebäude bis 2050 emissionsfrei sind.

Für bestehende Wohngebäude wurden Mindeststandards für 
die Gesamtenergieeffizienz festgelegt, die auf einem nationa-
len Zielpfad zur Dekarbonisierung bis 2050 basieren. Der natio-
nale Zielpfad entspräche dem Rückgang des durchschnittlichen 
Primärenergieverbrauchs des gesamten Wohngebäudebestands 
im Zeitraum von 2025 bis 2050 mit zwei Kontrollpunkten:

•	 bis 2033 das Niveau der Energieeffizienzklasse D für den 
Durchschnitt des nationalen Gebäudebestands, 

•	 bis 2040 ein national festgelegter Wert, der sich aus einer 
schrittweisen Senkung des durchschnittlichen Primärenergiever-
brauchs von 2033 bis 2050 ergibt.

Der Rat bestätigt in dem Vorschlag die Energiezertifizierung 
von Gebäuden, bei der Gebäude auf einer Skala von A bis G nach 
ihrer Energieeffizienz eingestuft werden. Neu ist allerdings, dass 
darüber hinaus eine neue Kategorie ‚A0‘ für Energieausweise ein-
geführt wird, die Null-Emissions-Gebäuden entspricht, sowie eine 
neue Kategorie ‚A+‘ für Gebäude, die nicht nur Null-Emissions-
Gebäude sind, sondern auch vor Ort erneuerbare Energie in das 
Energienetz einspeisen. Jedoch sollen die nationalen Energieaus-
weise beibehalten werden.
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Heizen mit System.
Darauf können Sie vertrauen.
Wer in Heiztechnik investiert, erwartet die perfekte Lösung. 

Passgenau, wirtschaftlich e� ektiv. Zudem ökologisch sinnvoll, 

zukunftssicher und inklusive bestem Service. Mit Ihrer 

Entscheidung für BRÖTJE liegen Sie richtig. Ganz gleich, ob 

fortschrittliche Öl- oder Gas-Brennwerttechnik, nachhaltige 

Solarkollektoren mit Speicher oder ressourcenschonende 

Wärmepumpen. Auf BRÖTJE können Sie vertrauen. Wir liefern 

seit über 90 Jahren perfekt abgestimmte Heiztechnik mit 

System. Für Wärmekomfort, wie Sie sich ihn für Ihr Zuhause 

wünschen.
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Mehrfamilienhäuser  
und Gewerbe.

Mit den neuen  
Hochleistungsgeräten 
der Commercial Line 
jede Menge gesunde 
und frische Luft. 
… beeindruckend variabel  
und damit maximal flexibel.

VALLOX bietet mit seiner neuen VARIO Serie  
sieben neue Gerätegrößen im Luftleistungsbe-
reich von 660 bis 6.000 m3/h an, die optimal 
im Innen- wie Outdoorbereich einsetzbar sind. 

  Maximale Variabilität dank „6-in-1“ 
Prinzip: Indoor- wie Outdoor geeignet, 
Anschluss seite frei wählbar, Stand- und 
Decken montage (bis 3.400 m3/h).

  Steuerung für sicheren und einfachen  
Betrieb von überall aus. 

  Ab Lager sofort lieferbar für hohe  
Flexibilität im Projektablauf. 

vallox.deNEUE COMMERCIAL LINE. Geschaffen für jedes Wetter.

NEU
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Ifo-Institut: Immer mehr 
Stornierungen im Wohnungsbau

Mietsteigerungen bleiben hinter der  
Inflationsrate zurück – Nachfrage nach  
Mietwohnungen in den Speckgürteln wächst

„Die Unternehmen verfügen im Schnitt immer noch über große 
Auftragsreserven, aber die Zukunftssorgen waren selten so groß. 
Die Erwartungen notieren auf dem tiefsten Stand seit Beginn der 
Erhebung 1991“, ergänzt Leiss. Weiterhin gab es viele Probleme 
beim Baumaterial, 32,7 Prozent der Unternehmen meldeten Eng-
pässe. Im Vormonat hatte der Anteil noch bei 36,4 Prozent gele-
gen. „Die Materialengpässe entspannen sich nur langsam und die 
hohen Energiepreise verteuern das knappe Material zusätzlich. 
Die Bauunternehmen müssen die höheren Beschaffungskosten 
an die Kunden weitergeben. Für die kommenden Monate sind 
auf breiter Front weitere Preiserhöhungen geplant“, erklärt Leiss. 
Die Preispläne erhöhten sich von 48,4 auf 49,5 Punkte. h

Die Mietpreise in Klein- und Mittelstädten stiegen im Durch-
schnitt auf niedrigerem Niveau um rund 4 Prozent, der Miet-
preisanstieg in den Großstädten und Metropolen lag noch etwas 
darunter, wenngleich von einem höheren Mietniveau kommend. 
Mieten in den Metropolen kosten inzwischen rund 12 Euro pro 
Quadratmeter bei mittlerem Wohnwert und rund 14 Euro bei 
gutem Wohnwert. Bei den Neubaumieten fällt insbesondere der 
sehr mäßige Anstieg in den Metropolen auf. Frankfurt als bis-
lang günstigste Metropole bei den Neubaumieten hat die höchs-
ten Preissteigerungen von 4,2 Prozent (mittlerer Wohnwert) und  
3,6 Prozent (guter Wohnwert) zu verzeichnen, gefolgt von  
München mit 3,7 und 2,4 Prozent. Auch Berlin (2,0 und 3,3 Pro-
zent) und Köln (2,1 und 1,2 Prozent) haben leicht zugelegt. In den 
restlichen Metropolen stagnieren die Neubaumieten eher.

Die Klein- und Mittelstädte legen mit 3,9 bis 4,2 Prozent im 
Bestand sowie 3,6 bis 4,0 Prozent im Neubau am stärksten zu. 
In den Kleinstädten kostet der durchschnittliche Quadratmeter 
Neubaumiete über 8,50 Euro, in den Mittelstädten zwischen 9,50 
Euro (mittlerer Wohnwert) und 10,50 Euro (guter Wohnwert).  h

Die Stornierungswelle im Wohnungsbau brandet höher. Im  
September 2022 waren 16,7 Prozent der befragten Unternehmen 
davon betroffen, nach 11,6 Prozent im Vormonat. Das ergaben 
die Umfragen des ifo Instituts. „Aufgrund der explodierenden 
Material- und Energiepreise sowie der steigenden Finanzierungs-
zinsen ist die Planungssicherheit dahin. Die Baukosten steigen  
immer weiter. Für einige Bauherren ist das alles nicht mehr  
darstellbar, sie stellen Projekte zurück oder ziehen ganz die Reiß-
leine“, sagt ifo-Forscher Felix Leiss.

Die Geschäftserwartungen trübten sich nochmals ein.  
Sie fielen auf - 53,2 Punkte, das ist außergewöhnlich schwach. 

Die Mieten sind bundesweit auf moderatem Niveau gestiegen. 
Dabei sind sie seit über einem Jahr und vor allem seit März 2022 
weit hinter der steigenden Inflationsrate zurückgeblieben, die von 
Q1/ 2021 bis Q1/ 2022 bei etwa 5,8 Prozent lag. Das ist ein zen
trales Ergebnis aus dem neuen IVD-Wohn-Preisspiegel 2022 / 2023 
auf Basis von Daten aus ca. 450 Städten aus dem ersten Halbjahr 
2022.

In den vergangenen fünf Jahren bewegten sich die Mietpreise  
mit einem Wachstum von durchschnittlich 3,1 Prozent immer 
leicht über dem Rahmen des Verbraucherpreisindex von plus 
0,5 bis maximal 2 Prozent. Nun rangieren sie weit darunter.  
Mieten für Neubauwohnungen sind 2021/22 um durchschnittlich 
3,4 Prozent gestiegen – und zwar sowohl bei mittlerem als auch 
gutem Wohnwert. In den begehrten Top-7-Städten gab es ein 
Plus von rund 2 Prozent in beiden Wohnwertsegmenten. 

Weiteres Ergebnis des IVD-Wohn-Preisspiegels: Die Nachfra-
ge nach Mietwohnungen in den Speckgürteln der Metropolen 
wächst. 

IVD-Wohn-Preisspiegel
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www.bosch-einfach-heizen.de Noch Fragen: bit.ly/bosch-wow2 oder QR–Code: 

Tronic 4000

Tronic 5000

Elektrokessel Tronic 4000 und Tronic 5000

▶  Ein echter Hingucker 
  Im neuen DNA-Glas Design

▶  Starke Leistung 
  11-27 kW Verbrauch, internetfähig

▶  Schön nachhaltig
  Erfüllt neue Ökodesign-Richtline

▶  Stark in der Sanierung 
  Vorhandene Bohrlöcher einfach weiternutzen

▶  CLICKFIX plus-Montagetechnik
  Hängt stabil, schnell eingebaut

Bosch hat Bad-Power!

Die neue Generation elektrischer 
Durchlauferhitzer von Bosch.

Einfach mehr
als warmes Wasser

Die smarte 
Energiewende in der 
Wohnimmobilie.

Erfahren Sie  
mehr unter:
www.kalo.de

Erfassen, visualisieren und klimaintelligent steuern – mit KALO.

Digitale Fernerfassung und 
Abrechnung von Heiz-
energie- und Wasser-
verbrauch (Submetering)

Digitale Fernerfassung 
der Verbrauchsdaten von 
Strom und Gas (Smart 
Metering)

Bündelung von Submetering 
und Smart Metering sowie 
Anbindung weiterer IoT-
Anwendungen via SMGW 
(Multi-Metering)

Mitteilung unterjähriger 
Verbrauchsinformationen 
via Onlineportal und App

Intelligente und effiziente
Thermostatsteuerung



TERMINE 2023

12.	 JANUAR 	 Hannover: auftakt23 und vdw-Neujahrsempfang

1.	 MÄRZ 	 Hamburg: Fachtagung Digitalisierung	

13. / 14.	 APRIL 	 Bad Zwischenahn: 40. Zwischenahner Gespräch	

24. / 25.	 MAI 	 Hannover: Real Estate Arena

1.	 JUNI 	 Hamburg: Norddeutscher Genossenschaftstag 

5./6. 	 SEPTEMBER  	 Bremen: vdw-Verbandstag
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Modulbau – die Vielfalt der Gestaltungsmöglichkeiten spricht dafür. Das beweist der Sie-
gerentwurf von ALHO und Koschany + Zimmer Architekten im europaweiten Wettbewerb 
„Serielles und modulares Bauen“ des GdW.

Profi tieren auch Sie von unseren Vorteilen:
+ 70% kürzere Bauzeit
+ Kosten-, Termin- und Qualitätssicherheit
+ Flexibilität bei Bedarfsänderung
+ Individuelle Grundrissgestaltung
+ Saubere und leise Baustellen

Fixe Kosten. Fixe Termine. Fix fertig.
www.alho.com

MODULARES BAUEN IST 
INDIVIDUALITÄT IN SERIE!

ALHO Modulbau

SERIELL
BAUEN
Mit der ALHO 
MODULBAUWEISE
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